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Die Reviſion der Verfaſſung. | 
Fünfter Artikel. 
i Kammer hat in der Sitzung vom 9. d. 
K Art. 105 der Verfaſſung re⸗ 
vidirt, und denſelben dahin abgeändert, daß nur in 
dem Falle, wenn die Aufrechthaltung der dffent- 
lichen Sicherheit oder die Beſeitigung eines un⸗ 
gewöhnlichen Nothſtandes es dringend erfordert, 
Verordnungen, die den Beſtimmungen der Ver⸗ 
faſſung nicht zuwiderlaufen, von dem Miniſte⸗ 
rium erlaſſen werden können, in ſofern die 
Kammern nicht verſammelt ſind. Der Artikel, 
wie er in der Verfaſſung enthalten iſt, ſtellt für die 
Befugniß, Verordnungen zu erlaſſen, nur die Beſchrän⸗ 
kung „in dringenden Fällen“ auf, eine Beſchränkung, 
die eben keine iſt, da die Bezeichnung „dringend“ ſehr 
relativer Natur iſt. Der Herr Miniſter des In⸗ 
nern hat für die Auftechthaltung der urſprüngli⸗ 
chen Faſſung des Artikels geſprochen; Herr Graf 
Dyhrn und Genoſſen haben ſchlechtweg Streichung 
des Artikels beantragt; die Kommiſſion hat die ange⸗ 
führte Modifikation vorgeſchlagen, welche von der. 
Kammer auch zum” Beſchluſſe erhoben worden iſt 
Sämmtliche Amendements fallen ebenfalls in 
bie Kategorie der Modifikation, und wir haben daher 
bei unſerer Beſprechung der Kammerdebatte nur dr, 
drei angegebrnen Standpunkte in Betracht zu ziehen. 
Wenn der Herr Miniſter für die unbeſchränkte Auf⸗ 
rechthaltung des Artikels 105 das Bekenntniß ablegt, 
„daß ein Staat nicht gut beſtehen könne, wenn es der 
Regierung unmöglich gemacht wird, Verordnungen zu 
erlaſſen,“ ſo iſt das ein für das konſtitutionelle Prinzip 
grade nicht ſehr ſchmeichelhaftes Bekenntniß. Iſt es 
wahr, daß ein Staat bei einer Einrichtung nicht be⸗ 
ſtehen kann, in der die Geſetzgebung nicht auch ohne 
die Volksvertretung ausgeübt werden darf, dann iſt 
der ganze Konſtitutionalismus unwahr, deſſen Weſen⸗ 
heit doch gerade darin liegt, daß es keinerlei unbe⸗ 
ſchränkte Gewalten im Staate giebt. Wir verſtehen 
daher die Aeußerung des Miniſters auch nicht dahin, 
daß er der Regierung eine unbeſchränkte Präpendoranz 
in der Geſetzgebung vindiziren, ſondern ihr die Mög⸗ 
lichkeit, in gefahrvollen Momenten durch einen Akt 
der Geſetzgebung den Staat zu retten, nicht abgefchnit- 
ten wiffen will. Allein ziifchen der Unmög⸗ 
lichkeit und der Willkür, Verordnungen zu 
erlaſſen, wie letzteres durch die urſprüng⸗ 
liche Faſſung des Art. 105 gut geheißen wird, liegt 
eine unendlich weite Kluft. Herr v. Manteuffel 
beruft ſich auf die Erfahrungen des letzten Jahres. 
Allein eine Verfaſſung wird für geordnete Zuſtände 
und nicht für chaotiſche gemacht. Herr v. Manteuf⸗ 
fel bekennt mit ehrenvoller Offenheit, „daß die Zeit 
der außerordentlichen Verordnungen die peinlichſte ſei⸗ 
nes Lebens geweſen ſei“, und er folgert daraus, daß 
keine Regierung Geſetze geben werde, wobel fie ſich der 
Gefahr auszusetzen hätte, von der Kammer eine Zus 
rechtweiſung zu erhalten. Wir acceptiren mit Ver⸗ 
anügen das Bekenntniß des Miniſters, können jedoch 
die Folgerung nicht zugeben. Denn es könnte wohl 
l eintreten, daß ein Miniſterium an das Ruder 
Gele ge das umgekehrt die Zeit der regelmäßigen 
gebung die peinlichſte wäre, und ein ſolches Mi⸗ 
niſterum wird gi d 0 %% 
fegen, eine ER enden allerdings der Gefahr 1 
; Mweifung der Kammer zu erhalten. 
Bei einem unkonſſituttanellen Miniſterium, meint jedoch 
Minifter, wird ohnehin „on eee nein 
der N n von Artikel 105 nicht die 


Rede ſein! Wir geben das zu, aber nur bei det 
gleichzeitigen Vorausſatzung, daß ein ſolches Miniſte⸗ 
tium auch den Muth hat, ſich als unkonſtitutionel 


zu bekennen. Für eine Regierung hingegen, die dieſen 
Muth nicht beſitzt, und dennoch das beimfice War: 
langen hat, unkonſtitutlonell zu handeln, kann der 
Art. 105 die reichſte Errungenſchaft in dem neuen 
Staatsleben werden. Eine ſolche Regierung kann ihre 
Feigheit hinter den Art. 105 verbergen und unter dem 
Scheine des Konſtſtutionalismus immerfort unkonſti⸗ 
tutionell handeln. Wir glauben nicht, daß Herr von 
Manteuffel einer ſolchen Regierung das Wort reden 
möchte, und wir können daher nur mit ihm überein⸗ 
ſtimmen, daß der Art. 106, wie er in der Verfaſſung 
fleht, „klar“, nicht aber, daß er auch „unſchädlich“ it. 


Die dem Miniſter gegenüberſtehende Partei, welche 
die Streichung des Art. 105 beantragte, fand ihren 
Hauptredner in dem Abg. Grafen Dyhrn. Wir 
vermögen nur im Prinzipe uns mit dem 
Grafen im Einverſtändniß zu erklären, ohne damit je⸗ 
doch auszuſprechen, daß es der Regierung ſchlechter⸗ 
dings unmöglich fein ſoll, in einem gefahrvollen Au⸗ 
genblicke einen geſetzgeberiſchen Akt ſelbſtſtändig aus⸗ 
zuüben. Die Verfaſſung kann, unſerer Anſicht nach, 
auf keine außerordentlichen Zuſtände berechnet werden, 
weil ſolche Zuſtände überhaupt außer der Berechnung 
liegen. Eine Verfaſſung, wie ſchon oben bemerkt, 
wird für geordnete Zuſtände gemacht, und in ſolchen 
darf keine außerordentliche Geſetzgebung Platz greifen. 
Der Ausnahmefall hat zwar auch ſeine Berechtigung 
und wir find keinesweges fo orthodox, um an die ab⸗ 
ſolute Unfehlbarkeit einer Doktrin zu glauben. Allein 
wo mir die vorherige Sanktionirung der Aus⸗ 
nahme die Regel gefährdet, da begehe ich mit der 
Sanktionirung eine Verletzung des Prinzips. „Die 
geſetzgebende Gewalt wird gemeinſchaftlich durch den 
König und zwei Kammern ausgeübt.“ Dieſer Art. 
60 der Verfaſſung ſtellt die Regel feſt. Tritt der 
Fall ein, daß die Gefahr des Augenblicks die Aus⸗ 
nahme erheiſcht, dann wird ein wirklich konſtitutionel⸗ 
les Miniſterium dieſelbe auf eigene Gefahr übernehmen, da 
die Verfaſſung ſich nicht direkt gegen eine ſolche Ueber⸗ 
nahme ausſpricht. Das Miniſterium wird aber alsdann 
eine ſolche Gefahr auch nur in dem wirklich und un⸗ 
umgänglich nothwendigen Falle übernehmen, in einem 
Falle, wo es nicht nur keine Zurechtweiſung der 
Kammer, ſondern ihren Dank zu erwarten hat, und 
daß die eigenmächtige Geſetzgebung der Regierung nur 
auf ſolche Fälle beſchränkt werde, darin ſtimmen wohl 
alle wirklich Konſtitutionellen überein. Der Ein⸗ 
wand, daß man nicht von dem Mißtrauen ausgehen 
möge, die Regierung werde von ihrer Befugniß zur felbſt⸗ 
ſtändigen Geſetzgebung Mißbrauch machen, findet ſeine 
Erledigung einfach darin, daß man eben ſo wenig das 
Mißtrauen in die Volksvertretung ſetzen möge, ſie werde 
einen wirklich nothwendigen und im Intereſſe des Lan⸗ 
des ausgeübten Akt der Regierung nicht gut heißen 
wollen. 

Die Kammer iſt nun in ihrer Majorität prinzipiell 
auch darüber einig geweſen, dA die Befugniß der Re⸗ 
gierung zu geſetzgeberiſchen Akten nur als eine Aus⸗ 
nahme für außerordentliche Fälle anzuſehen fei, fie hat 
es aber für gut befunden, dieſe Ausnahme in die Ver⸗ 


faſſung aufzunehmen, und „die Aufrechthaltung der öf, 


fentlichen Sicherheit oder die Beſeitigung eines ungewöhn⸗ 
lichen Nothſtandes als Norm für die Regierung hinzuftellen 
— Wir können nicht in Abrede ſtellen, daß dieſe Beſtim⸗ 
mung die Befugniß der Regierung in ganz anderer Weiſe be⸗ 
gränzt, als die nur zu elaſtiſchen Worte „in dringen⸗ 
den Fällen“, die ſich in der Verfaſſung befinden. 
Wichtiger aber erſcheint uns der Paſſus, daß die 
Verordnungen den Beſtimmungen der Ver⸗ 
faſſung nicht zuwiderlaufen dürfen, wichtig 
namentlich darum, weil die Kammer nun wohl auch 
mit aller Energie darauf hinſtreben wird, keine we⸗ 
keines von den Grundrechten der Nation bei der Revi⸗ 
ſion in suspenso zu laſſen, und bei dergleichen 
Kardinalartikeln die dem Hrn. v. Gerlach ſo geläufige 
und beliebte Formel „das Uebrige wird ein Geſetz re⸗ 
geln“ aus ihrem Kreiſe zu verbannen. Die Cautel, 
daß die von der Regierung ſelbſtſtändig erlaſſenen 
Verordnungen den Beſtimmungen der Verfaſſung nicht 
zuwiderlaufen dürfen, wäre alsdann wohl von einem 
bedeutenden Werthe. 


— . 


Preußen. a 
Verhandlungen und ee es 
deutſchen Verwaltungsrathes. 

Berlin, 11. Oktober. Die protokollariſche Feſt⸗ 
ſtellung der am Schluſſe des geſtrigen Artikels erwähn⸗ 
ten Berathung des Verwaltungs⸗Rathes über den An⸗ 

des naſſauiſchen Bevollmächtigten wird der Wich⸗ 
tigkeit des Gegenſtandes wegen hier vollſtändig mitge⸗ 


theilt. 
Verhandelt Berlin, 8. Okt. 1849, Abends 6 Uhr, 
n Gegenwart: 
des königl. preußiſchen Bevollmächtigten und Vor⸗ 
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figenden im Verwaltungs⸗Rathe, Staats⸗Mi⸗ 
niſters a. D. v. Bodelſchwingh; 
des königl. ſächſiſchen Bevollmächtigten, Staats⸗Mi⸗ 
niſters v. Zeſch au; 
des königlich hannoverſchen Bevollmächtigten, geh. 
Legations⸗Raths v. Wangenh eim; 
des großherzogl. badiſchen Bevollmächtigten, Kam: 
merherrn und Legations⸗Raths Frhrn. v. Mey: 
ſenbug; 
des kurfürſtlich heſſiſchen Bevollmächtigten, Ober⸗ 
Steuer⸗Direktors Pfeiffer; 
großherzoglich heſſiſchen Bevollmächtigten, geh. 
Rathes und Kammerherrn Freih. v. Lepel; 
Bevollmächtigten der Regierungen von: Groß⸗ 
herzogthum Sachſen-Weimar, Herzogthum 
Sachſen⸗Koburg⸗Gotha, Herzogthum Sachſen⸗ 
Altenburg und der beiden Fürſtenthümer Reuß 
älterer und jüngerer Linie, Staatsraths Seebeck; 
großherzoglich mecklenburg ⸗ſtrelitzſchen Bevoll⸗ 
mächtigten, geh. Juſtizraths v. Oertzenz 
großherzoglich oldenburgiſchen Bevollmächtigten, 
Oberſt Mosle; > 
des herzoglich naſſauiſchen Bevollmächtigten, Pıäfi- 
denten Vollpracht; 
des herzoglich braunſchwelgiſchen Bevollmächtigten, 
Legationsraths Dr. Liebe; 
des Wende der freien Hanſeſtadt Hamburg, 
Syndikus Dr. Banks. 
Das Protokoll führt der königl. preußiſche geheime 
Juſtizrath Bloemer. 5 


Der herzoglich naſſauiſche Bevollmächtigte eröff⸗ 
net die durch Beſchluß der vorigen Sitzung ebenfalls 
auf heute angeſetzte Berathung über den von ihm in 
der Sitzung vom 30. Auguſt d. J. eingebrachten und 
in der Sitzung vom 26. September d. J. unter Zu⸗ 
fügung einer näheren Motivirung erneuerten Antrag, 
des Inhalts: 

daß der Verwaltungsrath ſich möglichſt bald über 
einen Termin zur Vornahme der Wahlen für das 
Volkshaus zum nächſten Reichstage, beziehungs⸗ 
weiſe über die Einberufung des Relchstages ſelbſt, 
verſtändigen und demnachſt die verbündeten Re⸗ 
gierungen auffordern möge, die ihrerſeits dazu 
nöthigen Maßregeln ungeſäumt zu ergreifen. 

Er glaubt, den vorliegenden Antrag bereits durch 
die in der Sitzung vom 26. September d. J. proto⸗ 
kollariſch feſtgeſtellte Motivirung hinreichend gerechtfer⸗ 
tigt zu haben, ſo daß er ſich auch jetzt zunächſt auf 
dieſe Motivirung zurückbeziehen und nur noch einige 
kurze Bemerkungen zufügen will. 


Zu den Garantien für die Wahrheit und Verwirk⸗ 
lichung der Propoſitionen, womit die königl. Regierun⸗ 
gen von Preußen, Sachſen und Hannover den ſämmt⸗ 
lichen übrigen deutſchen Regierungen und der Nation 
im Mai und Juni d. J. entgegengetreten, ſeien zu⸗ 
nächſt die Einſetzung des Verwaltungs⸗Raths und des 
Bundes⸗Schiedsgerichts zu rechnen geweſen, da beide 
Inſtitutionen als die äußeren Bewelſe für den that⸗ 
ſächlichen Antrag der von den genannten Regierungen 
verheißenen Neugeſtaltung unſtrer unglücklichen politi⸗ 
ſchen Verhältniſſe hätten gelten müſſen. Die Span⸗ 
nung, welche bis dahin geherrſcht, habe hierauf nach⸗ 
gelaſſen, der intelligentere Theil der Nation habe ſich 
zu beruhigen angefangen, die Hoffnung auf eine nahe 
beſſere Zukunft für das tieferſchütterte Vaterland ſei 
wieder zurückgekehrt, und mit edlem Vertrauen ſei end⸗ 
lich in die Bahn eingetreten worden, auf der die kö⸗ 
niglichen Regierungen von Preußen, Sachſen und Han⸗ 
nover das neue deutſche Verfaſſungswerk zum Abſchluß 
zu bringen gelobt hätten. Dieſer ganze Gewinn ſei 
aber wieder in Frage geſtellt, wenn jenen erſten Ga⸗ 
rantien jetzt nicht des baldigſten eine neue manifefte 
Garantie dafür zugefügt werde, daß die Regierungen 
des redlichen Willens ſeten, auf der betretenen Bahn 
bis zur Konſtituirung des deutſchen Bundes ſtaates feſt 
und entſchloſſen fortzugehen, und eine ſolche nothwen⸗ 
dige neue Bürgſchaft werde eben in der Feſtſtellung 
und Veröffentlichung des von ihm beantragten Ter⸗ 
mins für die Wahlen zum nächſten Reichstage allein 
gegeben ſein. Sie werde zeigen, daß die Konſtituirung 
des deutſchen Bundesſtaates in den Augen ber verbün⸗ 
deten Regierungen nicht blos eine Möglichkeit oder 
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bin= und herſchwankende Wahrfcheinlichkeit, fondern eine 
Gewißheit, ein Reſultat fei, das fie für Deutſchland 
nicht mehr verlierbar halten; fie werde das neuerwachte 
Mißtrauen in die Erfolge der neuen Verfaſſungs⸗Be⸗ 
ſtrebungen noch bei Zeiten paraliſiren und die Rückkehr 
eines Zuſtandes unmöglich machen, deſſen unermeßlich 
verderbliche Folgen, wenn er eintreten ſollte, kaum noch 
einmal zu bewältigen ſein würden. Er präciſire ſeinen 
Antrag dahin, daß er als äußerſten Termin für die 
Wahlen zum nächſten Reichstage den 15. Januar 1850 
feſtgeſtellt und als ſolchen ſofort zur öffentlichen Kunde 
gebracht wiſſen wolle. Dieſer Antrag ſtehe vollkommen 
im Einklang mit der von der königlich preußiſchen Re⸗ 
gierung den preußiſchen Kammern unlängſt gegebenen 
Verſicherung. In der Friſt von jetzt nach drei Mo⸗ 
naten würden alle zur Abhaltung der Wahlen nöthigen 
“Vorarbeiten mit Sicherheit zu erledigen fein; überdies 
werde keine der nicht beigetretenen Regierungen durch 
eine ſo weit hinausgeſchobene und durch den Drang 
der Verhältniſſe ſo ſehr gebotene Friſtbeſtimmung ſich 
mit irgend einem Rechte verletzt fühlen können, und 
wolle er ſchließlich auch noch ſeinen lebhafteſten Wunſch 
dahin ausſprechen, daß dieſe Friſt allſeitig auf das eif⸗ 
rigſte und unabläſſigſte zur Förderung des Friedens und 
der Einigung unter allen deutſchen Regierungen mit⸗ 
benutzt werden möge. 

Der Vorſitzende glaubt der beginnenden höchſt wich: 
tigen Berathung im voraus einen beſtimmten Gang 
ſichern zu follen, und er erſucht daher die Bevollmäch- 
tigten, ihre Erklärungen in der Reihenfolge abzugeben, 
in welcher ſie augenblicklich, von dem zuletzt eingetre⸗ 
tenen Mitgliede anfangend, ihre Sitze einnehmen. Dem⸗ 
gemäß hat der Bevollmächtigte der freien Hanſeſtadt 
Hamburg zuerſt das Wort. 

Der königlich ſächſiſche Bevollmächtigte 
wünſcht zuvor noch eine faktiſche Aufklärung darüber, 
ob der vorliegende Antrag auf eine Termin⸗Beſtimmung 
blos für die Wahl der Abgeordneten oder auch der 
Wahlmänner abzwecke, was in der vorliegenden Faſ⸗ 
ſung des Antrags zweifelhaft bleibe. Er ſtellt dieſe 
Frage blos im Intereſſe der Diskuſſion, da er ſei⸗ 
nerſeits den Antrag für zu frühzeitig und für ungeeig⸗ 
net hält. 

Der Antragſteller erwiedert, daß fein Antrag 
nur auf die Termin⸗Beſtimmung für die Wahlen der 
Abgeordneten ſelbſt, als auf den Vollzug des letzten 
öffentlichen Aktes gerichtet ſei, an den ſich die Einbe⸗ 
rufung des Reichstages demnächſt anſchließe. Der Tag 
dieſer Wahlen ſolle nach § 23 des Wahlgeſetzes für das ge⸗ 
ſammte Reich ein und derſelbe ſein. Was der Wahl 
der Abgeordneten vorherzugehen habe, alſo auch die 
Wahl der Wahlmänner, werde ſich nach Feſtſtellung 
des von ihm beantragten Termins von ſelbſt finden 
und könne den näheren Anordnungen der Regierungen 
überlaſſen bleiben. 

Die ſich incidenter hier anknüpfende Frage über die 
gleichzeitige Wahl auch der Wahlmänner an einem und 
demſelben Tage findet im Verwaltungsrath eine ver⸗ 
fhledene Beantwortung. Der Vorſitzende ſchließt die 
desfallſige Diskuſſion, fo viel es den Punkt der Aus: 
führbarkeit betrifft, durch Hinweiſung auf die That⸗ 
ſache, daß in dem ganzen preußiſchen Staatsgebiete 
die Wahl der Abgeordneten wie der Wahlmänner an 
einem und demſelben Tage habe ſtattfinden können. 
Uebrigens ſei der von dem kgl. ſächſiſchen Bevollmäch⸗ 
tigten beregte Zweifel über das Verſtandniß des vor⸗ 
liegenden Antrags des herzoglich naſſauiſchen Bevoll⸗ 
mächtigten durch des Letzteren Erklärung nunmehr ger 
hoben; der Antrag bezwecke nur die Feſtſtellung eines 
Termins für die Wahl der Abgeordneten zum 
Reichstage, und er erneuerte ſohin das Erſuchen, daß 
ſich die Bevollmächtigten über dieſen Antrag in der 
vorhin angedeuteten Reihenfolge nunmehr ausſprechen. 

Hierauf erfolgen die nachſtehenden Erklärungen: 

Der Bevollmächtigte der freien Stadt 
Hamburg. Es ſei wohl Niemand in das Bündniß 
vom 26. Mai d. J. eingetreten, der nicht die ſichere 
Erwartung mitgebracht habe, daß die Feſtſtellung des 
Termins für die Wahlen zum nächſten Reichstage auf 
jede Weiſe werde beſchleunigt werden. Jetzt habe dieſe 
Erwartung allgemein einen ſo hohen Grad erreicht, 
daß eine Erklärung des Verwaltungs⸗Raths unmöglich 
länger ausgeſetzt bleiben dürfe, wenn nicht durch den 
Mangel dieſer Erklärung ein leider nur zu weit ver⸗ 
breitetes Mißtrauen neue Nahrung erhalten ſolle. Die 

barung über eine neue Centralgewalt ſtehe be⸗ 
vor. Die Nation bedürfe darüber Beruhigung, daß 
dieſe Centralgewalt die Einführung des Bundesſtaates 
nicht gefährde, und dieſe Beruhigung werde nur ges 
eben, indem man einem Antrage, der auf den erſten 
öffentlichen Schritt zur Verwirklichung des Bundesſtaa⸗ 
tes abzwecke, unverzägliche Folge gebe. Er finde ſich 
8 gedrungen, den Antrag vollſtändig zu uns 
terſtützen. 

Der herzoglich braunſchweigiſche Bevoll⸗ 
mächtigte. Auch er ſei in der Lage, den naſſauiſchen 
Antrag nur nach Kräften unterſtügen zu können. Einſt⸗ 
weilen ſtehe der Umfang des geſchloſſenen Bündniſſes 
fh, und wenn es auch nicht die Abſicht fein könne, 
den bis jetzt noch nicht beigetretenen Staaten den Bei⸗ 
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nit in irgend einer Art zu erſchweren, ſo ſei doch der 


ten doch auch nicht mehr am ernſten Fortſchreiten auf 
dem betretenen Wege hindern könne. Darüber, ob man 
die nöthigen Einleitungen zur Feſtſtellung und Einfüh⸗ 
rung der Verfaſſung treffen wolle, könne kein Zweifel 
ſein, da hierzu das Bündniß verpflichte. Daß man 
aber jetzt dieſe Einleitungen treffe, ſei nöthig, weil jede 
Verſchiebung auf ſpäteren Zeitpunkt eine Verſchiebung 
ins Ungewiſſe ſein werde, welche nicht nur das Ver⸗ 
trauen in das Zuſtandekommen des Werkes und in 
den guten Willen derer, welche daſſelbe unternommen, 
erſchüttern, ſondern auch das Gelingen ſelbſt gefährden 
müſſe. Nichts ſei den deutſchen Staaten nachtheiliger, 
als erfolgloſes Arbeiten an Verfaſſungsplänen, welchen 
ſich das öffentliche Vertrauen zugewendet, nichts ſei 
ſchädlicher und zugleich weniger zu rechtfertigen, als 
Zögern und Unentſchloſſenheit auf dem einmal betrete⸗ 
nen Wege. Man möge ſich alſo durch den Hinblick 
auf vorhandene Schwierigkeiten nicht aufhalten laſſen, 
da dieſe Schwierigkeiten gerade durch Zögern unüber⸗ 
windlich werden müßten. Stehe der Termin für die 
Wahlen feſt, ſo liege darin der ſtärkſte Antrieb, mit 
dem, was bis dahin noch zu erledigen ſei, auch wirk⸗ 
lich ins Reine zu kommen. 


Der groß herzoglich oldenburgiſche Bevoll⸗ 
mächtigte. Er müſſe dem Antrag vollſtändig zu⸗ 
ſtimmen, aus beſtimmtem Auftrage feiner, der großher⸗ 
zoglichen Regierung, wie aus eigener Ueberzeugung. 
Man erwarte überall, daß der Verwaltungs-Rath aus 
dem bisherigen Schweigen hervortrete, und daß endlich 
eine Maßregel ergriffen werde, die den Willen der ver⸗ 
bündeten Regierungen: den verheißenen Bundesſtaat 
zu einem wirklichen zu machen, außer Zweifel ſtelle. 
Länger zurückhalten und zaudern heiße, das bereits vor⸗ 
handene Mißtrauen auf das unglücklichſte ſteigern und 
den letzten Reſt des Vertrauens auf's Spiel ſetzen. 
Wie würden die Regierungen demnächſt vor ihre 
Stände treten, wenn ihnen nicht der thatſächliche 
Beweis für den Antrag einer Begründung des Bun⸗ 
desſtaates zur Seite ſtehe, und wer möge vorherſagen, 
was eintrete, wenn ſich die finſteren Weiſſagungen der 
Umſturzpartei, daß die Vertrauenden die Getäuſchten 
fein würden, erfüllen ſollten? Die ſchleunige Vollzie⸗ 
hung des Antrags ſei in jedem Betracht höchſt noth⸗ 
wendig und politiſch gerechtfertigt, und könne er ſeine 
Zuſtimmung nur erneuern. Was die ihm einſtweilen 
übertragene Vertretung der freien Stadt Bremen be⸗ 
treffe, ſo nehme er Anſtand, Mangels beſtimmter In⸗ 
ſtruktion für Bremen ein Votum abzugeben. Er halte 
die desfallſige Erklärung dem hoffentlich bald zurück⸗ 
kehrenden Bürgermeiſter Smidt ausdrücklich vor. 


Der groß herzoglich mecklenburg -ſtrelitzſche 
Bevollmächtigte. Er theile zwar ebenfalls die 
Ueberzeugung, daß von Seiten des Verwaltungs Ras 
thes etwas zu geſchehen habe, was zur Beruhigung 
der öffentlichen Meinung beitragen könne; allein er 
glaube nicht, daß ſich die beantragte Feſtſtellung eines 
Termins für die Wahlen zum nächſten Reichstage dazu 
als das geeignete Mittel erweiſen werde, und er wider⸗ 
räth es, den Tag der Wahlen ſchon jetzt zu fixiren. 
Statt deſſen möge ſich der Verwaltungs-Rath unver⸗ 
weilt der Erledigung derjenigen Vorarbeiten unterzie⸗ 
hen, deren völliger Abſchluß der Einberufung des 
Reichstages nothwendig vorhergehen müſſe, insbeſon⸗ 
dere 1) Bildung des gemeinſamen Organs, wodurch 
die verbündeten Regierungen mit dem Reichstage ver⸗ 
handeln; 2) Regulirung des Verhältniſſes im Fürſten⸗ 
Kollegium und der ſonſtigen Modifikationen, welchen 
der Verfaſſungs⸗Entwurf wegen des Nichtbeitritts ein⸗ 
zelner deutſchen Regierungen jetzt noch zu unterwerfen 
bleibt, und 3) Regulirung des Wahlmodus. Er halte 
ſich überzeugt, daß die Kunde einer ſolchen, auf eine 
geſicherte Löſung der gegebenen Aufgabe gerichteten 
Wirkſamkeit des Verwaltungs-Raths das öffentliche 
Vertrauen ſtärken und die beregten Beſorgniſſe beſeiti⸗ 
gen müſſe. 

Der gemeinſchaftliche Bevollmächtigte für 
Großherzogthum Sachſen-Weimar, Herzog: 
thum Sachſen⸗Altenburg, Herzogthum Sach— 
ſen⸗Koburg und Gotha und für die Fürſten⸗ 
thümer Reuß beider Linien. Wie er den vor⸗ 
liegenden Antrag bereits in der Sitzung vom 30. Au⸗ 
guſt d. J., worin er durch den herzoglich naſſauiſchen 
Bevollmächtigten zuerſt vorgebracht worden, ſofort un⸗ 
terſtützt und dieſe Unterſtützung in der Sitzung vom 
26. September d. J. wiederholt habe, ſo unterſtütze er 
ihn jetzt zum dritten Male. Er unterlaſſe es, das vor⸗ 
handene Mißtrauen näher zu ſchildern, es ſel da, es 


werde von den feindlichen Parteien mit ſteigendem Er⸗ 


folg ausgebeutet, und die einzige, entſcheidende Gegen⸗ 
wirkung, der allein genuͤgende Beweis, daß das 
laut und öffentlich Zugeſagte auch aufrichtig und 
ernſt gewollt werde, Tiege in der beantragten Feſt⸗ 
ſtellung und Veröffentlichung eines äußerſten Ter⸗ 
mins für die Wahlen zum Reichstag, in der öffent⸗ 
lichen unzweideutigen Beurkundung, daß der Tag bevor⸗ 


| ſtehe und derannahe, an dem das Volk an der fo fehr 


erſehnten Konſtituirung des Bundesſtaates Theil neh⸗ 


men und für ein endliches Zuſtandekommen des Bun⸗ 
Zeitpunkt gekommen, wo eine Rückſicht auf jene Staa⸗ 


desſtaates einwirken könne. 

Der großherzoglich heſſiſche Bevollmäch⸗ 
tigte. Auch er habe ſchon in der Sitzung vom 26. 
September d. erklärt, daß er ſich dem Antrage des 
herzoglich naſſauiſchen Bevollmächtigten vollkommen 
anſchließe, und indem er dieſe Erklärung, welche über⸗ 
dies mit der von ihm bei ſeinem Eintritt in den Ver⸗ 
waltungs⸗Rath in der Sitzung vom 8. September d. 
abgegebenen genau übereinſtimme, jetzt ausdrücklich wie⸗ 
derhole, habe er nech folgende Bemerkungen zuzufügen. 

Schon in den Sitzungen vom 26. Juni, 13. und 
26. Juli und 30. Auguſt d. ſei die Frage wegen Ein⸗ 
berufung des Reichstages, beziehungsweiſe der dieſe 
Einberufung bedingenden Vornahme der Wahlen zur 
Erörterung gekommen, und nur aus dem hauptſächlich 
von dem königlich hannoverſchen Bevollmächtigten gel⸗ 
tend gemachten Grunde die Löſung vertagt worden, 
weil damals die Vorfrage noch nicht erledigt geweſen, 
wie groß die Zahl der dem Bündniſſe beitretenden Re⸗ 
gierungen ſein und welchen räumlichen Umfang der 
Bundesſtaat einnehmen werde. Dieſe Vorfrage fei 
aber jetzt wenigſtens vorläufig beantwortet, wenngleich 
zu hoffen bleibe, daß dieſe Antwort nicht das letzte 
Wort ſein, ſondern daß demnächſt die ganze deutſche 
Nation nicht blos ein Theil derſelben, ſich der Erfül⸗ 
lung derjenigen Zuſagen zu erfreuen haben werde, welche 
ihr im denkwürdigen Jahre 1848 von allen deutſchen 
Regierungen, ohne irgend eine Ausnahme, auf das 
heiligfte und beſtimmteſte gemacht worden. Der we⸗ 
ſentlichſte Theil zur Erfüllung dieſer Zuſagen ſei durch 
Einberufung der National-Verſammlung geſchehen, 
mit welcher die Regierungen über eine Verfaſſung für 
das ganze Deutſchland ſich verftändigen wollten und 
wohl auch verſtändigt haben würden, wenn nicht von 
beiden Seiten das peccatur intra et extra wäre wahr 
gemacht worden. Dieſes unglückliche Reſultat habe 
unverkennbar viele ſanguiniſche Hoffnungen zerſtört und 
einen Riß in die Nation gebracht, auf deſſen Ausbeſ⸗ 
ſerung Alle Bedacht nehmen müſſen, welche noch Sinn 
für nationale Größe und Ehre haben, das Recht der 
Nation auf die Verwirklichung der Verheißungen des 
vorigen Jahres fortwährend anerkennen, und ſich nicht 
dem Wahne hingeben, daß der Flug des Nationalgei⸗ 
ſtes bereits erlahmt ſei, daß dieſer Geiſt ſich wieder in 
die Bande des Partikularismus fügen und einer Wie⸗ 
derherſtellung der bundestäglichen Anſtalt ſich unter⸗ 
werfen werde. Es laſſe ſich nicht wegleugnen, daß die 
frankfurter Nationalverfammlung in ihrer Vollſtändigkeit 
die Vertreterin der deutſchen Nation geweſen fei, und als 
ſolche das Verlangen ausgeſprochen, das Erbieten der Regie⸗ 
rungen angenommen habe, aus Deutſchland ein eini⸗ 
ges, eng verbundenes, nach außen als europäifche Macht, 
nach innen in freier Entwickelungsfähigkeit daſtehendes 
und ſeine materiellen Intereſſen verſchmelzendes Volk 
zu machen; — bei Erwägung der Mittel zur Verwirk⸗ 
lichung dieſes Zweckes aber nur in dem Bundesſtaate 
das Geeignete zu erkennen vermocht habe. Dieſer Erz 
kenntniß haben die königlichen Regierungen von Preu⸗ 
ßen, Sachſen und Hannover ſich angeſchloſſen, deshalb 
das Bündniß vom 26. Mai c. und den damit in uns 
zertrennlichem Zuſammenhange ſtehenden Verfaſſungs⸗ 
Entwurf verabredet und alle übrigen deutſchen Regie⸗ 
rungen zum Beitritt eingeladen. Wer dieſem Rufe 
gefolgt, habe ausgeſprochen, daß er die Anſicht theile, 
wie nur in einem Bundesſtaate die Regierungen der 
deutſchen Nation gerecht werden. Leider haben nicht 
alle Regierungen dieſes Anerkenntniß durch den Beitritt 
zu dem Vertrage vom 26. Mai c. manifeſtirt. Durch 
ihre Abſagebriefe aber, bei denen es übrigens ſchwerlich 
ſein Bewenden behalten werde, können ſie die anderen 
Regierungen von der Pflicht gegen die Nation nicht 
entbinden, ihren Zuſagen inſoweſt nachzukommen, als 
es ihnen, den Umſtänden nach, möglich ſei, und mög⸗ 
lich ſei für ſie, zu thun, was noch in der Denkſchrift 
vom 11. Juni c, als ausführbar anerkannt worden: 
nämlich den Bundesſtaat, in welchem die Verfaſſung 
vom 28. Mai c. gelten folle, aus denjenigen deutſchen 
Staaten zu bilden, deren Regierungen dem Bündniß 
ſich anſchließen: ein Anerkenntniß, das für ſeine Be⸗ 
kenner um ſo bindender ſei als demſelben ausdrücklich 
die Unterſtellung beigefügt worden, wie wohl zu befer* 
gen ſtehe, daß außer Oeſterreich auch noch andere 
deutſche Regierungen zur Zeit Bedenken tragen knnten, 
dem Bündniß beizutreten. Habe ſich dieſe untere 
lung jetzt leider verwirklicht, fo dürfe doch ad a ja die 
Thatſache eine vorausgeſehene geweſergiſſs: cid nicht 
die Verwirklichung auch des Anerkenn un ei eintreten⸗ 
denfalls ohne die diſſentirenden Meat“ auf den Bun⸗ 
desſtaat ins Leben zu rufen, ri de ja wer⸗ 
den. Geſchäte dieſes, fo wird? u Einf Fark 

en r ger 
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en, und eine neue Umwälzun 

an nochmal Saat des Beſtehenden nicht gr 
bleiben, da den gährenden unreinen Elementen im 
Volke, welche nach einer, wenngleich ſehr rerſchiedenen 
Einheit der Nation hindrängen, dann alle diejenigen 
keinen Elemente ferner weder paſſiven noch aktiven 
Widerſtand entgegenſtellen würden, welche jetzt nur al⸗ 


wordenen Zuſagen mit ® 


lein noch in der Verwirklichung des Bundesſtaats eine 
Annäherung an denjenigen öffentlichen Zuſtand in 
Deutſchland erblicken, deſſen Verwirklichung fie feither 
n der Ueberzeugung erſtrebten, daß jetzt nur durch 
ſeine Gründung die Einheit, Macht, Ehre und Frei⸗ 
heit des deutſchen Reiches, und auf dieſem Wege 
auch ein materielles Wohlſein der Nation noch zu er⸗ 
reichen ſtehe. Nicht dadurch, daß die Regierungen, 
die das Bündniß vom 26. Mai, d. abſchloſſen, von 
demſelben zurücktreten, laſſe ſich der Zweck erreichen, 
die noch außerhalb ſtehenden Regierungen hinein zu 
ziehen; dies ſei im Gegentheil nur dann zu erwarten, 
wenn ſämmtliche verbündete Regierungen unverzüglich 
den Reichstag berufen und dadurch ihre Entſchloſſen⸗ 
heit und zugleich ihre Kraft bethätigen, entgegentre⸗ 
tende Schwierigkeiten zu beſiegen. Dieſe Berufung 
werde allgemeinen Anklang finden, in der Nation eis 
nen neuen Geiſt erwecken, ſie ſogar zu neuen Opfern 
ermuthigen und keine übertriebenen Wünſche und For⸗ 
derungen aufkommen laſſen. Allenthalben höre man 
Zweifel äußern gegen das Zuſtandekommen des Bun⸗ 
desſtaates, ja es ſcheine abſichtlich darauf hingewirkt 
zu werden, damit dieſe Zweifel im Volke Wurzel faſ⸗ 
ſen. Deshalb gerade thue es noth, ſich inniger und 
enger im Bunde aneinander zu ſchließen, zufammen 
zu ſtehen in der Gefahr, aber auch in der Treue das 
Fürſtenwort zu löſen. Dieſe Löſung finde er nur in 
der baldigſten Berufung der Vertreter der deutſchen 
Nation — d. h. zunächſt desjenigen Theiles derſelben, 
welche der gegenwärtige Territorkal-umfang des Bun⸗ 
desſtaates begreife, — um zu erwägen, ob der ihnen 
vorzulegende Verfaſſungs⸗Entwurf den gerechten und 
vernünftigen Forderungen des Volkes entſpreche. Falle 
das Reſultat bejahend aus, ſo werde bald die ganze 
Nation im Bundesſtaat vereinigt ſein. Jener Beru⸗ 
fung müſſen die Wahlen zum Reichstage vorausgehen; 
ehe dieſe erfolgt ſeien, könne der Zeitpunkt des Zu⸗ 
ſammentretens des Reichstages nicht beſtimmt werden. 
Die Vornahme dieſer Wahlen ſei demnach als noth⸗ 
wendiges Mittel zum Zwecke anzuordnen, und da ge⸗ 
rade dieſe Anordnung von dem herzoglich naffauifchen 
Bevollmächtigten beantragt werde, ſo könne er, wie 
bemerkt, demſelben nur auf das Entſchiedenſte zuſtim⸗ 
men. Die Zeit, welche noch verfließen werde, bis die 
Wahlen vollendet ſeien, werde mehr als hinreichen, 
um alle diejenigen Vorarbeiten zu erledigen, die der 
großherzoglich mecklenburg⸗ſtrelitzſche Bevollmächtigte 
als nothwendige bezeichnet habe, und denen wohl auch 
noch mehrere andere zuzuzählen bleiben möchten. 

Der kurfürſtlich heſſiſche Bevollmächtigte. 
Indem er ſich dem jetzt vorliegenden Antrage der her⸗ 
zoglich naſſauiſchen Bevollmächtigten ſeinerſeits eben⸗ 
falls vollkommen anſchließe, verlange er nur die Er⸗ 
füllung einer Zuſage, auf deren Grund er Namens ſei⸗ 
ner Regierung dem Vertrage vom 26. Mai d. J. bei⸗ 
getreten ſei. Daß „die ſchleunigſte Berufung des Reichs⸗ 
tages in Ausſicht geſtellt und für dieſe Berufung wo 
möglich eine längſte Friſt der Ausführung feſtgeſetzt 
werde“, ſei wörtlich eine der Anforderungen, die er in 
ſeiner Eingabe an den damaligen Vorſitzenden des 
Verwaltungsrathes unter dem 12. Juli d. J. doku⸗ 
mentirt habe. Hierauf ſel ihm in der Protrkollarver⸗ 
handlung vom 26. Juli d. J. die eben fo ausdrüd: 
liche Zuſicherung des Verwaltungs-Rathes geworden: 
„Es ſei der aufrichtige Wille und das ernſte, eifrige 
Stieben der Regierungen, die den Vertrag vom 26. 
Mai d. J. ſchloſſen und ihm bis jetzt beigetreten, die 
Einberufung des Reichstages möglichſt zu beſchleuni⸗ 
gen“; ſo wie ihm auch bereits unter dem 13. Juli 
d. J. Namens des Verwaltungsrathes eröffnet wor⸗ 
den: „Die möglichſt baldige Berufung werde allerdings 
beabſichtigt, ein Termin fei jedoch im Augenblick — 
dem 13. Juli d. J. — noch nicht zu beſtimmen, da 
ſich der Umfang des Bündniſſes noch nicht mit Si⸗ 
cherheit überſehen laſſe.“ Ittzt ſei dieſer Zeitpunkt des 
Ueberſehenſyſtems gekommen, da außer Baiern, Würs 
temberg und Heſſen⸗Homburg, die beftimmt abgelehnt, 
— übeigen deutſchen Staaten ihren Beitritt zu dem 
N erklärt hätten. Die Geſammtheit der beige: 
Pebensunfählenen ſchließe zudem die Befürchtung der 

geit aus, wie eine ſolche Befürchtung von 
dem hannoverschen Bevoümächtigten gegen einen bun⸗ 
desſtaatlichen Verein blos — 5 — 7 deutſchen 
Staaten in den Vorverhandlungen geäußert worden. 
Der deutſche Bundesstaat, wie er aus den bis jeßt 
verbündeten deutſchen Staaten hervorgehen ſolle, trage 
die Fülle des Lebens in ſich. Er umfaſſe in feinen 30 
Einzelſtaaten einige und zwanzig Millionen Einwohner, 
ſchließe die maͤchtigſten deutſchen Steſtädte ein, beherr⸗ 
ſche die Oſt⸗ und Nordſee, werde von den größten 
ſchiffbaren Strömen durchſchnitten und dehne feine 
Grenzen im Oſten bis nach Rußland, im Weſten bis 
nach Frankreich. So mangele einerſeits überall der 
Grund, die Gewährung des Zugeſagten länger zu ver: 
ſchieben, während auf der anderen Seite die Bevoll⸗ 
mächtigten es ihren Kommittenten und der Nation 
ron ſeien, auf dieſer Gewährung entſchieden zu 
beſtehen. 

Der großherzoglich badiſche Be vollmäch⸗ 

tigte. Er müſſe den Antrag, worin er das Verlan⸗ 
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gen erkenne, nicht ſowohl nach einem feſten, als nach 
einem genannten, und nach Lage der Umſtände beweg⸗ 
lichen Termin, der nur eine äußerſte Friſt für die 
Wahlen zum Reichstag ſichern ſolle, vollkommen un⸗ 
terſtützen. Baden wünſche den Reichstag, damit Frie⸗ 
den, Ruhe, Ordnung und ein Recht wiederkehre, das 
dauere; es wünſche ihn, weil es ſich rechtlich zu ſeiner 
Einberufung verpflichtet habe. Dabei nehme er, der 
Bevollmächtigte, Anlaß noch folgende Betrachtung zu⸗ 
zufügen. Die rechtliche Lage der auf Grund des Ver⸗ 
trages vom 26. Mai d. J. verbündeten Regierungen 
ſei heute keine andere, wie an dem Tage des Ver⸗ 
tragsſchluſſes ſelbſt. Es ſei recht eigentlich als die 
Weſenheit des zu bildenden Bundesſtaates hingeſtellt 
worden, daß derſelbe zunächſt aus ſo vielen oder ſo 
wenigen deutſchen Staaten zu beſtehen habe, als deut⸗ 
ſche Regierungen aus freier Entſchließung in denſelben 
eintreten und ſich mit den aus dieſen Staaten zu be⸗ 
rufenden Vertretern in freier Vereinbarung einigen 
würden. Es habe jeder Zwang gegen andere deutſche 
Regierungen, aber auch jede Abhängigkeit von ihnen 
prinzipmäßig ausgeſchloſſen werden ſollen. Das ſei, 
feiner Ueberzeigung nach, das Rechtsverhältniß der vers 
bündeten deutſchen Staaten zu den deutſchen Staaten 
außerhalb des Bündniſſes. Damit aber Alles, was 
deutſch im Vaterlande ſei, ſich in Frieden und Ein⸗ 
tracht zuſammenfinde, und ein Band nicht gelockert 
werde, was älter als alle Verträge ſei, füge er gerade 
in dem Augenblicke, wo die Konftituirung des Bun⸗ 
desſtaates in Vollzug treten ſolle, dem Antrag des her⸗ 
zoglich naſſauiſchen Bevollmächtigten ſeinerſeits den 
Antrag bei: ; 
daß fofort eine Kommiſſion beſtellt und mit gut⸗ 
achtlichem Vortrag darüber beauftragt werde: wie 
die als Geſammtheit konſtituirten Verbündeten 
ihre enge und unlösbare Verbindung mit den 
übrigen deutſchen Bundesgenoſſen fortan am ge⸗ 
eignetſten fortzuſetzen haben, insbeſondere wie de⸗ 
ren fernerer Anſchluß an den Bundesſtaat her⸗ 
beizuführen und dem durch § 1 der Verfaſſung 
vorbehaltenen Bundesverhältniſſe mit Oeſterreich 
Vollzug zu ſichern ſei. 

Der königlich hanno verſche Bevollmäch— 
tigte. Er müſſe zunächſt ſeine Bedenken gegen die 
letzte von dem großherzoglich badiſchen Bevollmächtig⸗ 
ten gemachte Aufſtellung erheben, daß die verbündeten 
Regierungen ſich bereits in einem konſtituirten Bun⸗ 
desſtaate befinden oder in der Konſtituirung eines ſol⸗ 
chen begriffen ſeien, und daß ſie in dieſer Beziehung 
eine Separatſtellung im deutſchen Bunde einnehmen. 
Eine ſolche Auffaſſung ſcheine mit der unbeſtrittenen 
Anerkennung der fortwährenden Rechtsgültigkeit der 
Verträge von 1815 in der That ſchwer vereinbar, 
Was den Antrag ſelbſt betreffe, ſo werde und müffe er 
gegen denſelben ſtimmen, da er, der Bevollmächtigte, 
durchdrungen ſei von den Pflichten, welche die kon⸗ 
trahirenden Regierungen bei dem Vertragsſchluſſe vom 
26. Mai d. gegen die Nation übernommen haben. 
Die Stellung der Regierungen von Sachſen und 
Hannover und die der preußiſchen ſei bei dieſem Ver⸗ 
trage nicht dieſelbe geweſen. Allerdings hätten ſich 
die beiden erſten Regierungen über die Form eines 
Bundesſtaates fchließlich verſtändigt, wie fie von Preu⸗ 
ßen, dem größten deutſchen Staate, proponirt und feſt⸗ 
gehalten worden, aber fie hätten ihrerſeits nie die Ab⸗ 
ſicht vrrhehlt, daß der zu gründende Bundesſtaat, wenn 
ihm Oeſterreich vorderſamſt noch nicht angehören ſolle, 
doch die ſämmtlichen übrigen deutſchen Staaten um⸗ 
faſſen müſſe. Wenn nun, wie gegenwärtig leider ein⸗ 
getreten, die große Mehrzahl des deutſchen Südens 
dem proponirten Bundesſtaate den Beitritt verweigere, 
ſo fänden ſich die Regierungen von Sachſen und 
Hannover, die dabei von völlig gleichen Grundſätzen 
geleitet werden, außer Stande, ihrer Pflichten gegen 
die geſammte Nation uneingedenk zu fein und, fo lange 
über die Geſtaltung des ganzen Deutſchlands noch 
ſolche Zweifel exiſtiren, einem Antrage auf rückſichts⸗ 
loſes Vorſchreiten zur Bildung eines engeren Bundes⸗ 
ſtaates in Deutſchland beizutreten. Es ſei jetzt nicht 
der Augenblick, darauf zurückzukommen, unter welchen 
Modalitäten der Vertrag vom 26. Mai d. abgeſchloſ⸗ 
ſen worden. Sachſen und Hannover ſei in dieſer 
Hinſicht über Recht und Pflicht vollkommen mit ein⸗ 
ander einverſtanden. Auch über die gegenwärtig abzu⸗ 
gebenden Erklärungen habe eine Vereinbarung unter 
beiden Regierungen ſtattgefunden, fie würden dieſelben 
schriftlich zu Protokoll geben, und werde ſich feine, 
des königlich hannoverſchen Bevollmächtigten, Erklä⸗ 
rung der des königlich ſächſiſchen Bevollmächtigten, die, 
nach der bisher befolgten Ordnung der Stimmenab⸗ 
gabe, als die —— hätte unterſtellt werden 
müſſen, beſtätigend anſchließen. 4 

Der Vorſ h gende ftellt hierauf dem königlich ſäch⸗ 
ſiſchen Bevollmächtigten die fofortige Abgabe feiner 
Erklärung anheim. Dieſe Erklärung, auf Erſuchen 
des königlich ſächſiſchen Bevollmächtigten von dem 
königlich hannoverſchen verleſen, lautet in ihrer ſchrift⸗ 
lichen Faſſung alſo: ; 

Die königlich ſächſiſche Regierung iſt der Meinung, 
daß das Zuſtandekommen eines Bundesſtaates, wie 


derſelbe beim Abſchluß des Vertrages vom 26. 
Mai d. J. von den kontrahirenden Regierungen beab⸗ 
ſichtigt wurde, aufs Höchſte gefährdet wird, wenn mit 
Anordnung der Reichstags⸗Wahlen und Einberufung 
der Deputirten unzeitig vorgegangen werden ſollte. 
Dies würde aber, nach Anſicht der königlich ſächſi⸗ 
ſchen Regierung, der Fall ſein, wenn dem Antrage des 
Herrn Präſidenten Vollpracht jetzt entſprochen werden 
ſollte, denn 5 


1) fehlen noch die Acceſſions-Urkunden von verſchie⸗ | 


denen Regierungen, mit welchen wegen ihres Beitritts 
zum Bündniß verhandelt worden iſt; 


2) haben mehrere Regierungen ſich zum Beitritt 


zwar bereit erklärt, es werden aber Bevollmächtigte zu 
Pflegung von Verhandlungen noch erwartet. 

3) Kann die königlich fächfifche Regierung dermalen 
die Frage über den Umfang des Bündniſſes, welche 
bei jenem Antrage in der Hauptſache als ſchon ent⸗ 
ſchieden angenommen wird, z. B. durch Feſtſetzung 


eines Wahltages, der nach dem Reichs⸗Wahlgeſetze im 


ganzen Reiche ein und derſelbe ſein ſoll, noch nicht 
als zur Beantwortung reif betrachten; denn wenn der⸗ 
ſelben auch aus den öffentlichen Blättern be⸗ 
kannt iſt, daß mit der königlich baierſchen Re⸗ 
gierung verhandelt und von derſelben ſchließlich die 
Erklärung abgegeben worden iſt, daß ſie dem Bünd⸗ 
niſſe nicht beitreten und die projektirte Reichsverfaſ⸗ 
ſung, wie ſie vorliege, nicht annehmen könne, ſo iſt 
dem königlichen Bevollmächtigten doch nie Gelegenheit 
gegeben worden, ſich darüber vollſtändige Gewißheit zu 
verſchaffen, welche Bedenken jene abfällige Erklärung 
veranlaßt haben, da über die mit dem Miniſter von der 
Pfordten gepflogenen Verhandlungen, ſo weit ſie die 
proviſoriſche Centralgewalt betreffen, zwar in der 18ten 
Sitzung des Verwaltungsrathes eine ſehr allgemein 
gehaltene vertrauliche Mittheilung, hinſichtlich der Ver⸗ 
handlungen über den Beitritt zum Bündniß aber gar 
keine Eröffnungen gemacht worden ſind, während doch 
von Preußen nach den jetzt veröffentlichten Noten Er⸗ 
klärungen für ſich und ſeine Verbündeten abgegeben 
und verſprochen fein ſollen. Es drängt ſich dabei 
allerdings und ſehr natürlich die Frage auf: ob denn 
diejenigen Konzeſſionen gemacht worden, zu welchen 
die verbündeten Regierungen ſich äußerſten Falles zu 
verſtehen angerathen haben würden, um den für das 
ganze deutſche Verfaſſungswerk ſo wichtigen Beitritt 
der königlich baieriſchen Regierung zu erwirken? Ueber 
Würtemberg iſt der königlich ſächſiſchen Regierung eben 
ſo wenig etwas bekannt. 

4) Der königlich ſächſiſche Bevollmächtigte Hält es 
nicht für angemeſſen, jetzt auf die Gründe einzugehen, 
welche der Herr Antragſteller aus dem Vertrage vom 
26. Mai d. J. und der Note vom 28ften deſſelben 
Monats dafür angeführt hat, daß die Einberufung 
eines Reichstages zuläſſig und in jenen Aktenſtücken 
vorgeſehen ſei, 
ſämmtlichen deutſchen Staaten ſich dem Vertrage an⸗ 
geſchloſſen haben ſollten, da es vor Allem wohl darauf 
ankommen dürfte, ſich zu vergegenwärtigen, daß aus 
einer Vereinigung derjenigen Staaten, welche bis jetzt 
ihren Beitritt zu dem Bündniſſe mit Bundesſtaats⸗ 
Einrichtung erklärt haben, in der That eine ganz an⸗ 
dere Verbindung hervorgehen würde, als die bei Ab⸗ 
ſchluß des Vertrages und bei Abfaſſung und Geneh⸗ 
migung des Reichsverfaſſungs⸗Entwurfs beabſichtigte, 


und daß der Verfaſſungs⸗Entwurf in ſeinen weſentlich⸗ 


ſten Beſtimmungen dann gar nicht mehr anwendbar 
iſt. Auch würde ſich durch den Nichtbeitritt der bei⸗ 
den Königreiche Baiern und Würtemberg und einiger 
anderen Staaten (Heſſen⸗Homburg, Lichtenſtein, Luxem⸗ 
burg) die ſchwierige, aber doch unerläßlich zu löſende 
Frage herausſtellen: welches das Verhältniß dieſer 
Staaten, denen die Rechte aus der Bundes⸗Akte vom 
Jahre 1845 verbleiben ſollen, zu dem Bundesſtaate 
und umgekehrt ſein ſolle? während außerdem und wenn 
ſämmtliche in dem Verfaſſungs⸗Entwurfe genannte 
Staaten dem Vertrage vom 26. Mai beigetreten wä⸗ 
ren, nur eine Verſtändigung mit Oeſterreich erforderlich 
geweſen ſein würde. Endlich muß a 
5) der königlich ſächſiſche Bevollmächtigte, unter 
Hinweiſung auf ſeine Note vom 2. Juli d. J. und 
das Protokoll der 23ſten Sitzung des Verwaltungs⸗ 
Rathes darauf zurückkommen, daß die Einberufung 
eines Reichstages vor erfolgter Verſtandigung mit der 
k. k. öſterreichiſchen Regierung die unabſehbarſten 
Schwierigkeiten darbieten würde, wenigſtens fo lange 
man nicht deren Erklärung dahin erlangt hat, daß die⸗ 
ſelbe die Bildung eines Bundesſtaates mit den Be⸗ 
ſtimmungen der Bundesakte vereinbar halte. Auf die⸗ 
ſes Bedenken glaubt der königlich ſächſiſche Bevoll⸗ 
mächtigte einen um ſo größeren Werth legen zu kön⸗ 
nen, da die königlich preußiſche Regierung bei den Vers 
handlungen Über die Bildung einer proviſoriſchen Gens 
tralgewalt es mehrfach verfucht hat, eine desfallſige 


Anerkennung ſeitens der k. k. öfterreihifhen Regierung 


zu erlangen und dadurch die Wichtigkeit derſelben kund⸗ 
gegeben hat. 
Alle dieſe Schwierigkeiten haben unzweifelhaft den 
Kontrahenten bei Verhandlung des Vertrages vom 
26. Mai vorgeſchwebt; darum und weil zu deren Des 


wenn nur ein Theil und nicht die 
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bung Zeit erforderlich iſt, wurde der Vertrag auf einn I. Den Militär⸗Verdienſt⸗Orden: 
Jahr abgeſchloſſen und eine Verlängerung ſogar in Dem königlich ſächſiſchen General⸗Lieutenant, Her⸗ 
Ausfiht geſtellt. Damit in Widerſpruch würde die zog Ernſt zu Sachſen⸗Koburg Hoheit. 
Anſicht ſein, wollte man nach erſt viermonatlicher II. Den rothen Adler⸗Orden 1. Klaſſe mi 
Dauer deſſelben ſchon zu einer Maßregel vorſchreiten, den Schwertern: 
in der ſtillſchweigend das Aufgeben einer Vereinigung Dem königlich baieriſchen General⸗Lieutenant Prin⸗ 
Deutſchlands zu einer gemeinſchaftlichen Verfaſſung zen Eduard zu Sachſen⸗ Altenburg 
liegen und eine Spaltung deſſelben herbeigeführt wer⸗ Hoheit. 
den würde. Die königlich ſächſiſche Regierung kann III. Den rothen Adler⸗Orden 2. Klaſſe mit 
zu einem ſolchen Schritte nicht rathen und muß ſich t den Schwertern: 
demnach zur Zeit noch gegen den Antrag des Präſi⸗ Dem königlich hannoverſchen General⸗Major Wyne⸗ 
denten Vollpracht erklären.“ ken und dem königlich ſächſiſchen General⸗Major 
Nach Verleſung dieſer Erklärung der königlich ſäch⸗ v. Heintz. 
ſiſchen Regierung geht der königlich hannoverſche Be- IV. Den rothen Adler⸗Orden 3. Klaſſe mit 
vollmächtigte zur Verleſung ſeiner eigenen, ebenfalls den Schwertern: 
schriftlich abgefaßten Erklärung über. Dieſelbe lautet:] Dem herzoglich fachfen = altenburgifhen Oberſten v. 
Der königlich hannoverſche Bevollmächtigte tritt der Diederichs. 
vom königlich ſächſiſchen Bevollmächtigten Namens der V. Den rothen Adler-Orden 3. Klaſſe: 
königlich ſächſiſchen Regierung abgegebenen Erklärung Dem ſchleswig⸗holſteiniſchen Major Geerz, 
in allen Stücken bei und macht dieſelbe in ihrem gan⸗Dem ſchleswig⸗holſteiniſchen Hardesvoigt Seeſtern⸗ 
zen Umfange zu der ſeinigen. Pauly, 
Die königlich hannoverſche Regierung kann, abgefe: | Dem ſchleswig⸗holſteiniſchen Landrath v. Ahlefeld. 
hen von den bereits in der 35ſten Sitzung des Ver | VI. Den rothen Adler⸗Orden 4. Klaſſe mit 
waltungsraths hervorgehobenen, noch keineswegs beſei⸗ den Schwertern: 
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tigten, rein geſchäftlichen Gründen, welche zur Zeit Dem königlich ſächſiſchen Rittmeiſter v. He y⸗ 
noch im Verwaltungsrathe ſelbſt der Feſtſtellung eines | gendorf, 

möglichſt zu beſchleunigenden Termins für die Wahlen | Dem herzoglich naſſauiſchen Artillerie⸗Kapitain Mül⸗ 
zum nächſten Reichstage im Wege ſtehen, einer ſolchen ler und 


Dem königlich ſächſiſchen Ober⸗Lieutenant Köhler. 
VII. Das Militär⸗Ehrenzeichen 2. Klaffe: 
Dem Unteroffizier vom ſchleswig⸗holſteiniſchen 1. Dra⸗ 

goner-Regiment, Eggers. 

Dem ordentlichen Lehrer am Pädagogium zum Klo⸗ 
ſter Unſer Lieben Frauen zu Magdeburg, Dr. 
Haſſe, iſt das Prädikat „Profeſſor“ beigelegt 
worden. eu 

Bei der heute beendigten Ziehung der dritten Klaſſe 
100fter königlichen Klaſſen⸗Lotterie fiel der Hauptgewinn 
von 15,000 Rthlr. auf Nr. 76,496; 1 Gewinn von 
2000 Rehlr. auf Nr. 3190; 2 Gewinne zu 1000 
Rthlr. fielen auf Nr. 41,529 und 49,775; 3 Ge 
winne zu 400 Rthlr. auf Nr. 34,991. 45,859 und 
61,374; 3 Gewinne zu 200 Rthlr. auf Nr. 1592. 
58,460 und 65,738; und 10 Gewinne zu 100 
Rthlr. auf Nr. 3156. 8657. 9872. 11,468. 
13,904. 30,012. 45,824. 67,433. 79,064 und 
83,042. 1 


Angekommen: Der Ober⸗Präſident der Provinz 
Poſen, bv. Beurmann, von Poſen. — Abgereiſt: 
Se. Excellenz der königlich hannoverſche Miniſter⸗Prä⸗ 
ſident, Graf v. Bennigſen, nach Hannover; der 
königliche Kammerherr, außerordentliche Geſandte und 
bevollmächtigte Miniſter am königlich ſardiniſchen 
Hofe, Graf v. Redern, nach Turin. 


Heute früh um halb acht Uhr kam Se. Majeftät 
der König nach dem ſtettiner Bahnhofe und fuhr 
mit einem Extrazuge in Begleitung Se. Pat. Hohelt 
des Prinzen Karl, des Generals v. Wrangel und des 
General-Adjutanten v. Neumann nach Bieſenthal. 


Im Charlottenburger Schloſſe ſind die Zim⸗ 
mer ſämmtlich jetzt eingerichtet, und es iſt bereits be⸗ 
ſtimmt, daß Se. Majeſtät der König und die Köni⸗ 
gin dort ihren Winter-Aufenthalt nehmen werden. 

(D. Ref.) 

[Die neue proviſoriſche Centralgewalt.] 
In der Spen. Ztg. leſen wir: „Wie wir vernehmen, 
iſt die Uebereinkunft in Betreff der neuen provi⸗ 
ſoriſchen Centralgewalt am ®, d. Mis. im 
Schloſſe Sans ſonci unterzeichnet worden, und 
würde dieſelbe ſchon in dieſen Tagen zur Ausführung 
kommen. Wie wir bereits gemeldet, beſteht dieſe neue 
Centralgewalt in einer Trias, wobei Preußen und 
Oeſterreich mit ihrer Stimme gleichberechtigt daſte⸗ 
hen, die dritte Stimme haben die übrigen deutſchen 
Staaten, welche aus ihrer Mitte einem Fürſten diefe 
anvertrauen. 
Prinz von Preußen, der Erzherzog Johann und 
der Prinz Luitpold von Baiern an die Spitze die⸗ 
ſer neuen Centralgewalt, welche, wie bekannt, vorläu⸗ 
fig bis zum 1. Mai 1850] dauern ſoll, geſtellt wer⸗ 
den. Im deutſchen Verwaltungsrath hat man ſich 
übrigens dahin mit Majorität ausgeſprochen, daß die 
Bildung dieſer neuen Centralgewalt der Dreikönigs⸗ 
Verfaſſung gar keinen Abbruch thun könne und 
werde.“ 

Ein Theil der vorſtehenden Mittheilung der Spen. 
Ztg. wird von der Berliner CC.⸗Korreſpondenz beſtä⸗ 
tigt, ein anderer Theil als unrichtig bezeichnet. Die 
genannte Korreſpondenz ſagt nämlich: „Der ratiſi⸗ 


Beſchleunigung um ſo weniger das Wort reden, als 
ſie darin nur eine Gefährdung des Zwecks des Bünd⸗ 
niſſes vom 26. Mai und eine Verletzung dieſes Bünd⸗ 
niſſes ſelbſt würde erblicken können. 

Eine ſchon jetzt zu beſchließende Einberufung eines 
Reichstags oder auch nur die Anſetzung der Wahlen dazu, 
welche ſelbſtredend doch nur von Seiten der jetzt dem Bünd⸗ 
niſſe vom 26. Mai beigetretenen Staaten würde geſchehen 
können, würde nach der Meinung der königl. hannoverſchen 
Regierung eine willkürliche und nicht zu rechtfertigende 
Abweichung von der, von den drei urſprünglich pacisciren⸗ 
den Königreichen der dentſchen Nation gegenüber über⸗ 
nommenen Verpflichtung „dem deutſchen Volke eine 
Verfaſſung zu gewähren“ enthalten. 

Sie glaubt vielmehr, daß einer jeden Einleitung zur 
wirklichen Berufung eines vereinbarenden Reichstags 
nothwendig eine Verſtändigung mit den dem Bünd⸗ 
niſſe nicht beigetretenen Regierungen hinſichtlich des 
deutſchen Verfaſſungswerks vorausgehen müſſe, wenn 
es den drei urſprünglich im Bündniſſe vom 26. Mai 
zuſammengetretenen königl. Regierungen mit einer Ei⸗ 
nigung Deutſchlands und der Befriedigung der Wün⸗ 
ſche der deutſchen Nation Ernſt iſt. 

Als eine bloße Ausführung der in der königl. preu⸗ 
Note vom 23. Januar niedergelegten, von Hannover 
nie getheilten engeren Bundesſtaats⸗Idee hat Hanno⸗ 
ver ſo wenig, als die übrigen an den Konferenzen im 
Mai theilnehmenden königl. Regierungen, die damali⸗ 
gen Verhandlungen jemals anſehen können, und das 
Bündniß von 26. Mai iſt zur Begründung einer en⸗ 
geren preußiſchen Bundesſtaats⸗Idee, ſelbſt mit weni⸗ 
gen anderen Staaten, nicht geſchloſſen. Das Bünd⸗ 
niß vom 26. Mai hat ſich eine Einigung und Vers 
ſtändigung von ganz Deutſchland über die Verfaſſungs⸗ 
frage zum Ziel geſetzt, deſſen Erreichung durch die Be- 
gründung eines ſolchen engeren Bundes ſtaates, wenn 
dieſer überhaupt innerhalb der Beſtimmung des Bun⸗ 
desrechts möglich wäre, nur erſchwert, aber nicht be⸗ 
fördert werden könnte. 

Sollte man vor Beſeitigung der Hinderniſſe, welche 
einer Einigung und Verftändigung mit den dem Bünd⸗ 
niſſe nicht beigetretenen Staaten über die Bundesſtaats⸗ 
Verfaſſung entgegenſtehen, auf die Frage über Beru⸗ 

fung des Reichstags dennoch im Verwaltungsrathe 
zurückkommen, ſo behält der hannoverſche Bevollmäch⸗ 
tigte die nähere Darlegung der rechtlichen Gründe, 
warum feine Regierung die Verfolgung eines ſolchen 

Plans für bundeswidrig und unmöglich hält, ſich aus⸗ 

druͤcklich bevor. 
ortſetzung folgt.) 
—— 


Berlin, 11. Oktober. Des Königs Majeſtät ha⸗ 
ben geſtern Nachmittag um 3 uhr auf dem Schloſſe 
zu Sansſeucl dem bisher an Allerhöchſtihrem Hoflager 
beglaubigt geweſenen königlich baieriſchen außerordent⸗ 
lichen Geffhöten und bevollmächtigten Miniſter, Gra⸗ 
fen v. Lerchenfeld⸗ Köfering, eine Privat⸗Audienz 
zu ertheilen und aus deſſen Händen ein Schreiben 

Souverains entgegenzunehmen geruht, wodurch 
derſelbe von dieſem Poſten abberufen wird. 

e Majeſtät der König haben allergnädigſt geruht, 
dem Miniſter⸗Reſidenten Grafen v. Schaffgotſch 
in Florenz die Annahme des Großkreuzes und der da⸗ 
mit verbundenen Senatorwürde des Konſtantinianiſchen 
Ordens des heiligen welche Ihre königl. Ho⸗ 
heiten der vorregierende und der jetzt regierende Her: 
zog von Parma ihm verliehen, reſp. beſtäagt haben, 
zu geſtatten. 5 

Se. Majeſtät der König haben allergnädigſt ger 
tuht, die nachbenannten Auszeichnungen zu verleihen, 


* 


über Bildung einer neuen proviſoriſchen Central⸗ 
gewalt iſt geſtern nach Wien expedirt worden. 
Die Nachricht der Spenerſchen Zeitung, daß dieſer 
Vertrag für das Proviſorlum eine Trias begründe, die 
von Erzherzog Johann, dem Prinzen von Preußen 
und dem Prinzen Luitpold von Baiern repräſentirt 
werden würde, iſt natürlich völlig unbegründet, auch 
aus anderweitigen M gut unterrichteter 


nur aus zwei ö ſter reichiſchen 


Wahrſcheinlich werden demzufolge der 


zirte Vertrag zwiſchen Oeſterreich und Preußen 


Blätter längſt bekannt, daß die neue Centralgewalt! 


und zwei pre 

ſchen Kommiſſarien beſtehen — Mer 

Ein Artikel der Neuen Preußiſchen Zeitung 
enthält noch folgende Angaben über die neue Gens 
tralgewalt: „Berlin, II. Oktober. Die Ratifi: 
kation der in Wien am 30 ſten vorigen Monats ge: 
ſchloſſenen Unterhandlungen zwiſchen Oeſterreich und 
Preußen wegen der künftig in Deutſchland geltenden 


Ober⸗Gewalt iſt geſtern von hier nach Wien ab⸗ 


gegangen. Es tritt nunmehr eine Central⸗Kom⸗ 
miſſion ein, die den Namen des „Interim“ füh⸗ 
ren wird. Der Zweck dieſer Kommiſſion wird feim, 
den Bund als völkerrechtlichen Verein hinzuſtellen zu 
innerer und äußerer Sicherheit. Die Verfaſſungs⸗ 
Angelegenheit bleibt von dem Forum dieſer Kom⸗ 
miſſion ausgeſchloſſen, vielmehr der Vereinbarung 
der einzelnen Staaten überlaſſen. Vor dem 
Interim werden verhandelt alle Angelegenheit des 
„engeren Rathes.“ Es wird eine Bundes⸗Kom⸗ 
miſſion niedergeſetzt aus 4 Mitgliedern, 2 öſterrei⸗ 
chiſchen und 2 preußiſchen. Für den Fall der 
Meinungs⸗Verſchiedenheit tritt ein Schiedsgericht ein, 
welches aus einem preußiſchen, einem öſterreichiſchen 
und einem dritten Mitglivde beſteht, das jene bei- 


den Mitglieder gemeinſam wählen. Die 4 Mitglieder 


der Kommiſſion theilen ſich in die Geſchäfte, welche 
ſie nach Maßgabe der bisherigen Bundesgeſetz⸗ 
gebung verwalten. Frankfurt iſt der Sitz des 
Interim. — Dieſer Beſchluß Oeſterreichs und Preu⸗ 
ßens wird den übrigen deutſchen Staaten zur An⸗ 
nahme vorgelegt werden, an welcher nicht leicht zu zwei⸗ 
feln iſt.“ a 

Die D. Reichs- Ztg. meldet unterm 8. dieſes 
Mts. Folgendes aus Berlin: „Der Autrag Preu⸗ 
Gens, die Wahlen zum Reichstag ſofort aus⸗ 
zuſchreiben, iſt mit 10 gegen 2 Stimmen zum 
Beſchluß erhoben worden. Nur unover und 
Sachſen hat proteſtirt. Alle übrigen Staaten 
gehen mit Ausſchreibung der Wahlen ſogleich 
voran. Das Reichswahlgeſetz für Preußen wird 
bereits ausgearbeitet.“ 

Der Legationsrath Philipsberg, welcher früher 
vom Fürſten Metternich vielfach zu wichtigen diplo⸗ 
matiſchen Miſſionen benutzt wurde, verweilt in dieſem 
Augenblick in Berlin. — Fürſt Metternich wird 
mit feiner Familie nach Brüſſel überſie⸗ 
deln, wo er vorläufig auf ein Jahr ſeinen 
Aufenthalt zu nehmen gedenkt. C. C. 

A. Z. C. Berlin, 11. Oktober. [Tagesbericht.)] 
Nach der neuen Gewerbe⸗Geſetzgebung ſollen be 
kanntlich alle Innungen ihre beſonderen Statuten 
erhalten. Hierfür ſind von der Regierung theilweiſe 
Muſterſtatuten zur Nachachtung ausgegeben worden. 
Während man mit ihrer Einführung noch beſchaͤftigt 
war, ſind plötzlich die Statuten der Tapezirer⸗In⸗ 
nung in Magdeburg mit einer miniſteriellen Ver⸗ 
fügung, wonach ſie den Innungen ebenfalls als Mu⸗ 
ſterſtatuten zur Nachachtung empfohlen werden, im 
Drucke erſchienen. Es hat dies um fo mehr Befrem⸗ 
den erregt, als die Magdeburger Statuten nicht bloß 
Manches enthalten, Über deſſen Empfehlungswürdigkeit 
die Anſichten ſehr verſchieden lauten, ſondern als die⸗ 
ſelben auch von den Regierungs⸗Formularen abweichen. 
Es werden daher dieſerhalb wohl noch verſchiedene Re⸗ 
klamationen bei dem betreffenden Miniſterio einlaufen. 
— Geſtern Abend zogen wieder einige Bataillone Heime 
kehrender Landwehr mit klingendem Spiel in une 
ſere Stadt, woſelbſt ſie übernachteten. Sie wurden 
unter lebhaften Beifallsbezeugungen von einer bedeu⸗ 
tenden Volksmaſſe geleitet, — Bekanntlich hat ſich 
hier ein, der Magdeburg Wittenberger Eiſen⸗ 


bahn⸗Direktion feindlich 3 Comité von Aetionai⸗ 


ten gebildet, welche die Verwaltung jener Direktion 
lebhaft angegriffen, und zugleich die weiteren Einzah⸗ 
lungen verweigert haben. Von dieſem Commité find 
fo eben neue Beweisſtücke an den Handelsminiſter 
eingereicht, worin ſie über die Art und Weiſe, wie die 
von jener Direktion veranlaßte Beſchlußnahme der 
Ausgabe von Prloritäts⸗Aktien zu Stande gekommen 
iſt, frappante Aufſchlüſſe geben. Man glaubt, daß die⸗ 


ſelben Gegenſtand einer weiteren Unterſuchung werden 


dürften, welche vielleicht beachtenswerthe Beiträge zur 
inneren Geſchichte der Eiſenbahn⸗Verwaltungen fern 
wird. — In der erſten Kammer find die hei⸗ 
lungen jetzt lebhaft mit der Berathuns der Ge⸗ 
meindeordnung beſchäftigt. Die Afibten ſollen 
dabei aber ſo außerordentlich ausetn werdbechen, daß 
die Arbeit nur fehe langſam gefördert werden kann. — 


Der Central⸗Ausſchuß für vie Verfaſſungs⸗ 
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Sonnabend den 13. Oktober 1840. 


22 (Gortſetzung.) 
durch die Forterhebung der beſtehenden Abgaben und 
Steuern bis zur Abänderung durch ein Geſetz verfügt 
wird, glaubte der Central⸗Ausſchuß, wie dies auch in 
der zweiten Kammer geſchehen iſt, ebenfals bei den Art 
98 und 99 in Betracht ziehen zu müſſen. Nach langen Kim 
pfen hatte er ſich endlich dahin geeinigt, dieſen Sab in fol⸗ 
gender Geſtalt dem Artikel 99 einzuverleiben: „Die 
gegenwärtig beſtehenden Steuern, Abgaben und 
fonftigen Staatseinnahmen werden forterhoben, bis fie 
durch ein Geſetz abgeändert werden.“ Als nun aber 
der Art. 108 in der zweiten Kammer geſtrichen ward, 
Aces man ſich zu akkommodiren, zumal man der 
nſicht war, daß die 
— ae bie Sache ſo geſtaltet hät⸗ 
ten, daß keine ſehr große Verſchiedenheit von dem An⸗ 
trage des Centralausſchuſſes obwalte. Beide Faſſun⸗ 
gen hätten mit einander gemein, daß ſie keiner der 
zwei extremen Anſichten ſich völlig anſchlöſſen, erſtens 
nicht der Anſicht, daß nach Ablauf der Etats periode 
ein Geſetz erforderlich ſei, zur Forterhebung beſtehender 
Stauern, zweitens nicht der Anſicht, daß ein Geſetz erfor⸗ 
derlich ſei zur Aufhebung beſtehender Steuern. Es wurde 
aus dieſen Gründen der Art. 108 ebenfalls fortgelaſ⸗ 
ſen, dagegen der Beſchluß der zweiten Kammer, wo⸗ 
nach, wenn ſich die Feſtſetzung des Staatshaushalts 
über den Anfang des neuen Etatsjahrs verzögert, der 
alte Etat noch 4 Monate in Kraft bleibt, mit der 
Steigerung dieſer 4 Monate auf ein Jahr angenom⸗ 
men. Eben ſo wurde das Möckeſche Amendement, 
daß bei einer Verzögerung des neuen Etats durch 
Nichteinigung beider Kammern die bisher bewilligten 
Steuern bis zur erfolgten Einigung forterhoben wer⸗ 
den ſollen, anerkannt. Dagegen wurde der Beſchluß 
der zweiten Kammer, daß die Bewilligung von Steuern 
Seitens der Kammer nicht an Bedingungen geknüpft 
werden dürfe, welche die Verwendung dieſer Steuern 
nicht unmittelbar beträfen, vom Centralausſchuß abge⸗ 
lehnt, weil die Grü de, welche die einzelnen Abgeord⸗ 
neten bei ihren Abſtimmungen leiteten, nicht zu ermit⸗ 
teln ſeien und nicht ermittelt werden ſollten. Endlich 
hat der Centralausſchuß dem Art. 100: „die beſte⸗ 
hende Steuergeſetzgebung wird einer Reviſton unters 
worfen und dabei jede Bevorzugung abgeſchafft“ 
noch den Zuſatz beigegeben: „vorbehaltlich der Ent⸗ 
ſchädigungsfrage“, und will außerdem dieſen Ar⸗ 
tikel, den die zweite pen gr ER 
sbeſtimmungen verwieſen hat, an feiner a 
or —— In den übrigen Artikeln 101 — 103 
hat der Centralausſchuß eben ſo wenig als die zweite 
Kammer eine weſentliche Abänderung der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde vorzunehmen gefunden. — Erwägt man nun, 
daß die erſte Kammer ſich meiſtentheils den Vorſchlä⸗ 
gen ihres Centralausſchuſſes anſchließt, daß fie es bier 
um fo mehr thun wird, als dieſelben in weſentlicher 
Uebereinſtimmung mit den Beſchlüſſen der Aten Kam⸗ 
mer ‚find und daß fih dann die Krone ſchwerlich wie⸗ 
derfegen wird, fo läßt ſich mit ziemlicher Beſtimmtheit 
annehmen, daß in gegenwärtiger Faſſung die wichtige 
Partie der Verfaſſungsurkunde über die Finanzfrage 
fertig vor uns liegt. — Die Frau Prinzeſſin von 
Preußen iſt geſtern aus Weimar zurückgekehrt, be⸗ 
wohnt aber zur Zeit noch ihr Luſtſchloß Babelsberg bei 
Potsdam. Es werden daſelbſt gegenwärtig große Vor⸗ 
bereitungen zum Empfang des, wie bereits gemeldet, 
am 13. d. M. auf einige Tage zurückkehrenden Prin⸗ 
zen von Preußen getroffen. Zugleich iſt entſchieden, 
daß der Prinz, um allen Ovationen zu entgehen, vor⸗ 
läufig Berlin nicht berühren wird. — Die mehrver⸗ 
breitete Nachricht, daß die niederſchleſiſch ⸗mär⸗ 
kiſche Eiſenbahn, deren Zinsertrag bekanutlich 
der Staat mit 3½ pEnt. garantirt Int, en 

* Sauuas 4830 ganz an ihn übergeben werde, 

beftätige ach. es wind daraus für die Aktionaire 
Are daß keine weitere Veränderung hervorgehen, 
2 durch — Verwaltung eine königliche wird. Die 
hiebur / Fa Hoffnung auf einen höhern Zins⸗ 
ertrag, bat, badete nicht unbedeutend auf das 
Steigen der betreffenden Aktien eingewirkt. — In den 
letzten Tagen waren mehrere Beſiter großer Seiben⸗ 
Fabriken aus Elberfeld hier anweſend, um Seiden⸗ 
wirker für ihre Fabriken zu engagiren, welche ſo mit 
Beſtellungen überladen ſind, daß es nicht möglich if, 
ſie mit den dortigen Kräften zu überwältigen. Auch 
bier iſt an den genannten Arbeitern großer Mangel.— 
Von geſtern bis heute Mittag find 8 neue Cholera⸗ 
Erkrankungen gemeldet, worunter 6 Todte. Vom 
Beſtande ſtarben 2. 

C. B. Berlin, 11. Oktober. (Diplomaten.] 
Wie wir vernehmen, hat Graf Weſtmoreland, der 
bevollmächtigte Miniſter Englands am 
welcher ſich ſchon ſeit längerer Zeit auf ſeinen Gütern 
in England defindet, das Kabinet Ihrer gioßbrittani⸗ 


ache Majefät, in Näſcht auf eine ehe angegrfs 


ſpäter in der zweiten Kammer 


hiefigen Hofe, 


liche Thell mit vorwiegend dänischer Bevölke 


fene Geſundheit, um ſeine Entlaſſung erſucht und 
gleichzeitig den Sekretär der hieſigen Legation, Herrn 
Howard, welcher während ſeiner Abweſenheit die 
Geſchäfte führt, zu ſeinem Nachfolger empfohlen. 
Lord Palmerſton hat jedoch den Grafen vermocht auf 
ſeinem hohen Poſten auch noch fernerhin zu verblei⸗ 
ben, derſelbe wird in kurzer Zeit hieher zurückkehren. 
Uebrigens ſtehen bei der Legation einige Veränderun⸗ 
gen bevor. Zunächſt wird Herr Lumbey, Attache 
der Geſandtſchaft, ſeine hieſige Stellung verlaſſen. — 
Die Differenzen zwiſchen dem dieſſeitigen Geſandten 
am engliſchen Hofe Hrn. Bunſen und der Regie⸗ 
tung, welche Hrn. Bunſen längere Zeit in eine ſchiefe 
Stellung brachten, ſind nunmehr als gänzlich ausge⸗ 
glichen anzuſehen. Hr. Bunſen verbleibt auch für 
die Folge in London. — Das unangenehme Geſchäft 
der Beſorgung der Paßangelegenheiten iſt ihm abge: 


worden. — Wie es heißt wird die durch Uebernahme 
des Geſandtſchaftspoſtens in Hannover, Seitens des 
Grafen Bülow vacant gewordene Stelle eines Unter⸗ 
ſtaatsſekretärs im Miniſterium der auswärtigen Ange⸗ 
legenheiten in Kürze neu beſetzt werden. Man hatte 
die Abſicht gehabt, die Stelle für jetzt unbeſetzt zu 
laſſen und ſie Hrn. v. Bülow bei einem etwaigen Rück⸗ 
tritte von ſeinem Poſten zu reſerviren, die überhäuften 
Geſchäfte des Departementschefs erfordern aber die 
baldige Beſetzung dieſer Stelle. — Man ſpricht viel 
davon, daß die preußiſche Regierung in Bezug auf 
Schleswig Dänemark gegenüber eine ſehr entſchiedene 
Sprache geführt habe. Einzelne Beſchwerden aus 
den Herzogthümern, ſo wie Berichte des Grafen Eulen⸗ 
burg ſollen endlich unſer Gouvernement veranlaßt ha⸗ 
ben, den Anmaßungen Dänemarks und ſeines Bevoll⸗ 
mächtigten in der Landes⸗Verwaltung entgegenzutreten. 
Eine ernſte und würdige Sprache Preußens wird am 
eheſten geeignet fein dem Grafen Eulenburg eine eh⸗ 
renvolle und wirkſame Thätigkeit in der Lan des⸗Ver⸗ 
waltung zu ſichern. Die Anweſenheit des Frhrn. v. Pechlin, 
welcher Seitens der däniſchen Regierung mit einer 
außerordentlichen Miſſion am hieſigen Hofe bettaut 
iſt, ſteht mit dieſen Angelegenheiten jedenfalls in eng⸗ 
ſter Verbindung. Es wird verſichert, daß Freiherr v. 
Pechlin den Auftrag habe, verſchiedene Vorkommniſſe 
zu entſchuldigen und Abſtellung verſchiedener Beſchwer⸗ 
den zu verheißen. Beſtätigt ſich dies, ſo iſt auch 
ein endliches Aufhören der Mißhelligkeiten in der pro⸗ 
viſoriſchen Verwaltung von Schleswig zu hoffen. — 
Graf Lerchenfeld, deſſen Stellung am hieſigen Hofe 
als Geſandter Sr. Majeſtät des Königs von Baiern, 
interimiſtiſch von dem Freiherrn v. Rinderer wahrge⸗ 
nommen werden ſoll, wird, fobald die Miniſterial⸗Kon⸗ 
ferenz in Wien ihr Ende erreicht hat, auf ſeinen hie⸗ 
ſigen Poſten zurückkebren. — In die deutſche Cen⸗ 
tral⸗Kommiſſion ſollen, wie beſtimmt verſichert 
wird, für Preußen Herr v. Radowitz und Herr 
Hanſemann (alfo nicht Eichhornt eintreten. 

C. B. [Das Pro Memoria über die däni⸗ 
ſche Angelegenheit] iſt jetzt im Druck vollendet 
und den Mitgliedern der Kammern zugegangen. Daſ⸗ 
ſelbe beginnt mit den Vorgängen, welche auf den Ab⸗ 
ſchluß des Waffenſtillſtandes von Malmoe folgten. 
Von vorn herein iſt die Abſicht erkennbar, die Vec⸗ 
antwortlichkeit für die ſpätere Entwickelung der Ange⸗ 
legenheit von Preußen abzuwenden. „Die proviforifche 
Central-Gewalt — heißt es gleich in den erſten Zei⸗ 
len der Denkſchrift — nahm die Führung der Ange⸗ 
legenheit in ihre eigene Hand, und Preußen trat in 
die zweite Linie zurück. Zwar konnte die Einigung 
über die zur gemeinſamen Regierung der Herzogthü⸗ 
mer zu beſtellenden Perſonen nur durch preußiſche 
Vermittelung hier in Berlin erreicht werden, allein 
die Sorge für die weitere Ausführung des Waffen⸗ 
ſtillſtandes fiel der Centralgewalt anheim, welche den 
damaligen Abgeordneten Stedmann als Reichskom⸗ 
miſſar in die Herzogthümer ſchickte. Auch die Unter⸗ 
handlungen über einen definitiven Frieden, zu welchen 
eben die Dauer des Waffenſtillſtandes benutzt werden 
ſollte, wurden von der Gentralgewalt übernommen.“ 
Im Verfolg der Darſtellung wird das von der N. 
Preuß. Zeitung ausgebeutete Gerücht, als habe Herr 
Bunſen ohne Wiſſen und Willen der preußiſchen Me: 
glerung die Centralgewalt bei den Friedensverhandlun⸗ 
gen in London vertreten, authentiſch widerlegt. Es 
folgt hierauf eine Darlegung der Vorſchläge, welche 
als Geundlagen des Friedens gemacht wurden. Zu⸗ 
nächſt die beiden im Laufe des Sommers durch die 
vermittelnde Macht Croßbritannſens vorgelegten, welche 
dahin gingen: „Entweder möge Schleswig / ohne zum 
deutſchen Bunde zu treten, unter einer Verfaſſung 
und Legislatur mit Holtein brteinigt bleiben, oder 
durch eine feſtzuſtellende Linie dergeſtalt in eine noͤrd⸗ 
liche und ſüdliche Hälfte geiheiit werden, daß — ai: 
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Dänemark geſchlagen, der füdliche Theil aber, mit 
vorwiegend deutſcher Bevölkerung, mit Holſtein zum 
Bunde trete.“ „Daß der in vielen Kreiſen gehegte 
Wunſch, — bemerkt hier das Promemoria — der 
König von Danemark möge auch als Herzog von 
Schleswig dem deutſchen Bunde beitreten, nicht rea⸗ 
liſirt werden könne, hatte ſich frühzeitig als a zwei⸗ 
fellos herausgeſtellt.“ Aber auch die beiden Vorfchläge 
erwieſen ſich als unausführbar. Es wurde deshalb 
durch dieſelde vermittelnde Macht eine neue Friedens⸗ 
Grundlage vorgeſchlagen, welche ſie als die der Unab⸗ 
haͤngigkeit und legislativen und adminiſtrativen Selbſt⸗ 
ſtändigkeit Schleswigs bezeichnete, und wonach dies 
Herzogthum eine abgeſonderte Verfaſſung erhalten 
ſollte, verſchieden von der däniſchen auf der einen und 
von der holſteiniſchen auf der andern Seite. Zwar 
mußte hierbei „die uralte ſtaatsrechtliche Verbindung 
der beiden Herzogthuͤmer, welche auch der Bundestag 
durch ſeine Beſchlüſſe vom 5. und 12. April v. J. 
als beſtehendes Recht anerkannt hatte,“ zum Opfer 
gebracht werden. „Aber man mußte ſich die Frage 
ſtellen, ob es möglich ſei, irgend eine andere Baſis 
zu finden, auf welche der Friede gebaut werde? — 
Und dieſe Frage mußte mit Entſchiedenheit verneint 
werden. Was Deutſchland ſowohl, wie die übrigen 
Mächte vor Allem abzuwenden bemüht und verpflich⸗ 
tet waren, war die Gefahr eines allgemeinen europäi⸗ 
ſchen Krieges. Hierin lag die Bedeutung der ſchles⸗ 
wigſchen Frage, welche daher weder von dem Stand⸗ 
punkt innerer Rechte allein, noch von dem lokalen 
Geſichtspunkt eines Krieges zwiſchen zwei benachbarten 
Staaten beurtheilt werden dürfte... Durch die 
Fortdauer der bisherigen Verbindung mit Holſtein un⸗ 
ter einer Verfaſſung und Verwaltung, bei der inni⸗ 
geren Vereinigung Deutſchlands in einen Bundesſtaat, 
würde Schleswig materiell und faktiſch, wenn auch 
nicht nominell zu einem Theile Deutſchlands geworden 
ſein. Wie ſehr dies auch den Wünſchen der 
Bevölkerung und den Gefühlen der Deutſchen 
entſprochen hätte, — Deutſchland hatte kein 
Recht, dieſen Anſpruch zu erheben; es hätte 
ihn nur vermittelſt eines allgemeinen Krieges 
durchſetzen können.“ Nachdem hierauf entwickelt 
wird, daß die politiſche Trennung der Herzogthümer 
„keine abſolute materielle Trennung“ herbeiführen 
werde, geſchieht „einer andern Streitfrage,“ der even⸗ 
tuellen Succeſſion in Schleswig mit dem Be⸗ 
merken Erwähnung, daß dieſelbe „bei Annahme dieſer 
Baſis unberührt und einer friedlichen Löſung 
durch zukünftige Verſtaͤndigung vorbehalten blei⸗ 
ben könnte.“ — Dieſen Vorſchlag nahm die Central⸗ 
gewalt daher mittelſt einer an Lord Cowlay gerichteten 
Note vom 3. Februar d. J. an. „Hiermit war der 
entſcheidende Schritt geſchehen, durch welchen der ganze 
weitere Verlauf der Angelegenheiten bedingt iſt, und 
die kgl. Regier. konnte in Berückſichtigung der angedeuteten 
Erwägungen dieſem Entſchluß der Centralgewalt nur bei⸗ 
ſtimmen.“ Dieſer Darlegung der Geſichtspunkte, welche 
bei Feſtſtellung der Friedens baſis leitend geweſen wa⸗ 
ren, folgen nun die Verhandlungen, die, mit der offi⸗ 
ziellen Note des Ritters Bunſen an den königl. groß ⸗ 
britaniſchen Staats⸗Sekretär vom 19. Februar eröffnet, 
bis zur Einſetzung der Landesverwaltung mit Beſetzung 
des ſtreitigen Gebietes durch neutrale Truppen in ge⸗ 
drängtem Umriß dargeſtellt und durch Beifügung der 
wichtigeren Noten und Protokolle belegt werden. 

Aus zuverläſſiger Quelle wird unſere geſtrige 
Mittheilung in Betreff der auf Temme gefallenen 
Wahl zur erſten Kammer dahin berichtigt, daß bis jetzt 
dem Präſidenten von Auerswald eine Anzeige Über 
dieſe Wahl noch nicht zugegangen iſt. (C. B.) 

[Ein Schreiben Waldeck's.] „An den Land, 
rath des Kreiſes Coesfeld. Euer Hochwohlgeboren 
Mittheilung vom 26. v. Monats über die in einem 
Wahlbezirke meines Heimatlandes auf mich e 
Wahl zum Mitgliede der zweiten Kammer iſt mir eine 
große Freude geweſen. Den geehrten Herren Wahl⸗ 
männern danke ich aus vollem Herzen für das mir 
geſchenkte Vertrauen; ſie werden es nicht getäuſcht 
finden, wenn die Urſachen der nun ſchon fünftehalb⸗ 
monatlichen Haft ans Tageslicht treten. Nach reif⸗ 
licher Ueberlegung bin ich ſedoch zu dem Entſchluſſe 
gekommen, unter den obwaltenden allgemeinen Ver⸗ 
haltniſſen einer parlamentariſchen Thaͤtigkeit zu entſa⸗ 
gen, und kann mithin dem ehrenvollen Rufe kein 
Folge leiſten. Berlin, den 2. Oktober 1849. 

x Waldeck.“ 

[Der Auskultator Bartſch zu Breslau 
wurde aus Veranlaſſung eines Vorfalls am 11. Mai 
d. J. in einem dortigen Bierlokal der verſuchten Ver⸗ 
leitung einer Militärperſon zum Ungehor⸗ 
ſam gegen Dienſtbefehle angeklagt. Das Stadt: 
gericht zu Breslau nahm eine Verleitung zue Inſu⸗ 
bordination für erwieſen an, ſprach aber 


ten frei, 


weil die aan NU ee 
am 11. deſſelben Monats ni meinde 
theilt. Zu 
Verſuch der Verleitung zu einem Verbrechen (intellek⸗ werden die andern freien Gemeinden eingeladen werden. 
werden nicht ermangeln, in die⸗ 


publizirt, und abgeſehen von dieſem Spezialgeſetz der 


ann für ſtrafpar zu 

ſei, wenn in Folge der gegebenen Anleitung das Ver⸗ 
brechen wirklich begangen worden. Der Keiminal⸗Se⸗ 
nat beſtätigte die Freiſprechung und ging dabei von 
5 5 Vorausſetzung aus, daß das Geſez vom 10. Mai 
keine 


Anwendung fände, weil der am 1 1. Mai beſte⸗ 


hende Belagerungszuſtand nicht auf Grund jenes Ge⸗ 
fehes erklärt ſei. Das Ober⸗Tribunal hat heute auf 
die eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde, welche durch die 
hieſige Oder ⸗Staats⸗Anwaltſchaft aufrecht erhalten 
wurde, unter Vernichtung des Apellationsurtels er⸗ 
kannt, daß der Angeklagte des erwähnten Vergehens 
ſchuldig und mit 3 Monat Gefängniß, Kokardenver⸗ 
duft und Dienſtentlaſſung zu beſtrafen. Die Gründe 
werden beim Tribunal nicht ſoſort publizirt, vermuth⸗ 
lich iſt jedoch die Ausnahme ⸗Beſtimmung des 9 17 
a. a. O. „die vorſtehende Verordnung tritt mit dem 
heutigen Tage in Kraft“ für maßgebend erachtet und 
deshalb auf den am 11. Mai zu Breslau vorgekom⸗ 
menen Fall angewendet. (D. Ref.) 
. B. [Die elektromagnetiſchen Telegraphen 
1 5 die Börſe.] Die dem Publikum verſtattete 
Benutzung der Staats⸗Telegraphen übte bisher einen 
ſtörenden Eindruck auf das Börſengeſchäft aus, weil 
jeder Geſchäſtsmann fürchtete, durch irgend eine tele⸗ 
graphiſche Nachricht benachtheiligt zu werden. Ein 
früher nicht bekanntes Mißbehagen trat auffallend 
hervor und nur gegen Ende der Börſenzeit war die 
gewöhnliche Thätigkeit zu bemerken. Verſchiedene Ma⸗ 
növers wurden verſucht und bewirkten einen augen⸗ 
blicklichen Stillſtand im Geſchäft. In Folge deſſen 
haben einzelne Kaufleute und Banquiers die Aelteſten 
der Kaufmannſchaft aufgefordert, geeignete Veranſtal⸗ 
tung zu treffen, um die neue Correſpondenz⸗Einrich⸗ 
tung im Intereſſe des geſammten Kaufmannſtandes zu 
benutzen und dafür zu ſorgen, daß namentlich die 
Coursmeldungen während der Börſe ausſchließlich für 
den Geſammt⸗Handelsſtand dem Vorſtande zur ſofor⸗ 
tigen Veröffentlichung zugehen. Es haben im Schooße 
des Vorſtandes Berathungen hierüber ſtattgefunden 
und es wurden einige der Herren Mitglieder beauf⸗ 
tragt, die Anſichten der Kaufleute in den verſchiedenen 
Branchen einzuholen, um demnächſt deren Wünſche in 
Erwägung zu ziehen und den Handelsminiſter um eine 
zweckdienliche Beſchränkung in der Benutzung der Te⸗ 
legraphen während der Börſenzeit eintreten zu laſſen. 
Heute wurde nun nachſtehendes Cirkular, betref⸗ 
fend die elektromagnetiſchen Telegraphen⸗ 
Co urs⸗Anzeige an der Börſe durch Anſchlag veröf⸗ 
fentlicht: \ 

„Die Anordnung des Miniſterii über die Be⸗ 
nutzung der elektromagnetiſchen Telegraphen Seitens 
des Publikums hat uns die Veranlaſſung gegeben, 
die geeigneten Schritte zu thun, um zu erwirken, 
daß die täglichen Courſe der engliſchen Conſols und 
der franzöſiſchen 3⸗ und proc. Rente mit dem Te: 

llegraphen direkt der Börſe notificirt und ſofort nach 
Empfang der Depeſche, auf der Börſe angeſchlagen 
werden. Der Herr Miniſter hat die koſtenfreie 

+ Rotifitation abgeſchlagen. 
Bei der Wichtigkeit und Dringlichkeit der Sache 
find: wir veranlaßt, den Herren Betheiligten anheim⸗ 
zuſtellen, vorläufig auf drei Monate einen Beitrag 
zur Beſtreitung der Koſten zu zeichnen. Während 
der dreimonatlichen Friſt wird es uns vielleicht ge⸗ 
ngen, den Koſtenpunkt anderweitig zu reguliren, 
uu welchem Zwecke bereits Einleitungen getroffen find. 

Berlin, den 11. Oktober 1849. 
ei Die Aelteſten der Kaufmannſchaft.“ 
Bis jetzt iſt übrigens an der Börfe noch keine Ope⸗ 

ration bemerkt, die in Folge eingegangener telegraphi⸗ 
ſcher Korreſpondenzen ausgeführt worden wäre. Es 
mag dies an dem Umſtande gelegen haben, daß der 
Bote vom Telegraphen⸗Bureau den Empfänger einer 
Depeſche von Hamburg im Börſenſaale laut beim Na: 
men rief und in Gegenwart der ganzen Verſammlung 
die Ankunft der Depeſche verkündete. 
Halberſtadt, 10. Oktober. [Freie Gemein⸗ 
den.] In Halberſtadt fand in voriger Woche eine 
Zuſammenkunft von Beauftragten freier Gemein⸗ 
den aus ganz Deutſchland ſtatt. Zuerſt ſprach 
wan ſſch aus jeder Gemeinſchaft über ihr Eigenthuͤm⸗ 
aus, ſo daß die Unterſchiede vollkommen in das 


da en. Alsdann legte man ſich die Frage vor: 
Wan uns? und fand die zweifache Antwort: 
1 die Seeder nach Außen bin. Nicht blaß dem 
Staat und alten Kirche gegenüber ſind wir frei, 


ſondern auch in unserm Verbande. Jede Gemeinde ! 

felbſtſtändig! die. Synoden können nur guten Rath a 
ben. 2) Die Freibeit nach Innen. Der Men⸗ 
ſchengeiſt hat das Recht, ſich zu entfalten, ohne daß 
ihm Schranken geſet werden dürfen. Auch das Ehri⸗ 
ſtenthum kann nur anerkannt weden als edelſte Buche 
des Menſchengeiſtes, nicht als Autorlect, unter welcher 
die Freiheit aufhört. Frucht der Freiheit aber muß die 
Ache hat fein, = Die geſchloſſene Verbindung wird 


— 
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rt, 
der nächſten, deutſchkatheliſchen 


· = Die 
fer Verbindung ein Zeichen des Leichtſinns, des Un⸗ 
glaubens, des Widerchriſtenthums zu erblicken. Sie 
können nicht anders, da in ihrer Kirche Freiheit nicht 
die unerläßliche Bedingung iſt. (Magdeb. 3.) 
Elberfeld, 10. Oktbr. [Der Freiherr von 
Geroltj, königl. preuß. Miniſterreſident bei den Ver⸗ 
einigten Staaten von Nordamerika, iſt hier angekom⸗ 
men, was wir um ſo freudiger bemerken, weil wir 
daraus erkennen, daß es unſerm Handelsminiſterium 
aufrichtig am Herzen liegt, dem Abſaßz unſerer Indus 
ſtrie⸗Erzeugniſſe im Ausland mehr Sorgfalt zu wid: 
men, als dies früher geſchehen iſt, Gewiß wird ſich 
unſete Handelskammer im Verein mit unſern großen 
Fabrikanten beſtreben, dem Freiherrn von Gerolt alle 
die Mittheilungen zu machen, die demſelben bei ſeiner 
künftigen amtlichen Stellung in ſeiner Wirkſamkeit 
von Nutzen ſein können, damit deſſen jetziger Aufent⸗ 
halt hier dem gewerbfleißigen Wupperthale von dauern⸗ 
dem Segen ſein mag! (Elbf. Z.) 
Koblenz, 9. Okt. [Mititäriſches.] Hier ſieht 
es wieder ganz kriegeriſch aus. Unaufhörlich kom⸗ 
men und gehen Truppen auf der Waſſer⸗ und Land⸗ 
ſtraße, und dabei its unſere Stadt angefüllt mit gro⸗ 
ßen Maſſen von Rekruten für verſchiedene Truppen⸗ 
theile, welche hier ausgebildet werden. Nachdem ge⸗ 
ſtern Abend auf Dampfſchiffen das zweite Bataillon 
des 27. Infanterie⸗Regiments mit der Muſik und dem 
Stabe von Aachen hier angelangt war, iſt heute früh 
dae hier ſeither geſtandene Bataillon des 28. Regi⸗ 
* mit der Muſik nach Baden marſchirt, wel⸗ 
ches in Heidelberg künftig garniſoniren wird.. Am 
Mittag des geſttigen Tages trafen die Trainpferde des 
18. Regiments hier ein, welche zur Mobilmachung 
der nun hier ſtehenden zwei Bataillone des 27. Regi⸗ 
ments verwendet werden ſollen, indem dieſe mit einem 
Bataillon des 26. Regiments gegen Ende dieſes Mo⸗ 
nats nach Baden abziehen, wo alsdann das 17. Re⸗ 
giment hier eintrifft, deſſen Rekruten bereits ſchon ge⸗ 
ſtern Abend hier angekommen ſind. — General von 
Hirſchfeld iſt nebſt einem Theile ſeines Generalſta⸗ 
bes bereits vor einigen Tagen von Baden hierher zu⸗ 
rückgekehrt und hat den Oberbeſehl über das 8. Armee⸗ 
Corps wieder übernommen. Am Abend ſeiner Rück⸗ 
kehr war zur Feier derſelben großer pfenſtreich.— 
Unter unſerer Einwohnerſchaft zählt General v. Hirſch⸗ 
feld ſehr viel Freunde und Verehrer, wozu das humane 
Betragen des tapferen Heerführers gegen Jedermann, 
ſowie deſſen allgemein bekannte Wohlthätigkeit gegen 
die vielen Armen vieles beigetragen haben. Hirſchfeld, 
der die Feldzüge in Spanien gegen Kaiſer Napoleon 
mitgemacht und daſelbſt ſchwere Wunden davongetra⸗ 
gen, hat ſchon früher als Major und Obesſt im 
29. Reg, lange hier geſtanden. (Düſſeld. Z.) 
Deut ſchland. 
Frankfurt, 7. Okt. [Rücktritt des Reichs⸗ 
verweſers.] Wie ich Ihnen als zuverläſſig berichten 
kann, iſt die Abdikationsurkunde des Reichsverweſers 
vorgeſtern Abend ausgefertigt und vollzogen worden. 
Sie lautet im Weſentlichen dahin: daß der Erzherzog, 
nachdem der Vertrag wegen Bildung eines neuen pro⸗ 
viſoriſchen Bundesorgans zwiſchen Preußen und Oeſter⸗ 
reich am 30ſten v. M. abgeſchloſſen worden, nach Ra⸗ 
tifikation deſſelben und in Vorausſetzung des Einver⸗ 
ſtaͤndniſſes ſämmtlicher deutſcher Regierungen mit deſſen 
Inhalt, nunmehr ſein Amt in die Hände Sr. Maj. 
des Königs von Preußen und Sr. Maj. des Kaiſers 
von Oeſterreich niedetlege. Dieſe „Erklärung“ wird 
jetzt ſchon auf dem Wege nach Berlin und Wien ſein. 
; (D. R.⸗Z.) 
Mainz, 6. Oktober. [Rheinſchiffahrt.] Auch 
im Schooße der ſo eben tagenden Rheinſchiffahrts⸗ 
kommiſſion zeigen ſich Symptome des neuſten Parti⸗ 
kularismus. Im vorigen Jahre hatten ſämmtliche 
deutſche Rheinuferſtaaten die Entſcheidung über einige 
obſchwebende Fragen der Rheinſchifffahrt auf Grund 
der bevorſtehenden Erledigung des deutſchen Verfaſ⸗ 
ſungswerkes durch eine gemeinſchaftliche Ecklärung ab: 
gelebnt. In dieſem Jahre ſcheint Baiern die deutſche 
Verfaſſung in ſeinem Sinne für hinreichend erledigt 
zu halten; denn es trennt ſich von den übrigen deut⸗ 
ſchen Regierungen, und erklärt ſich bereit, in jenem 
wichtigen Punkt der materiellen Intereſſen mit 
Holland und Frankreich allein und auf ei⸗ 
gene Rechnung deutſche Politik zu verhan⸗ 
deln. u * am (DO. Ztg.) 
Naſtatt, 8. Oktbr. [Flucht. Exekution.] Die 
Flucht von 15 Gefangenen (Ausländern) aus einem 
Gebäude im Hauptgraben des Forts A in der Rich⸗ 
tung gegen Kehl beſtätigt ſich. Die Wachtpoſten ſchei⸗ 
nen bei der tegneriſchen Witterung in den Schilder⸗ 
haͤuschen geſtanden, alſo die Flucht nicht bemerkt zu 
haben. Das Land iſt von dieſen Gefangenen befteit, 
aber die Haft der Zurückgebliebenen darfte um ſo 
ſttenger werden. Die Schildwachen werden wohl zu 
ſtrenger Verantwortung gezogen werden“ Die vorge⸗ 


a- rt . erſchoſſen worden. 
Synode 


Killmarx und Kohlbecker f 


(D. 3.) 

Karlsruhe, 8. Oktober. [Die Reorganiſa⸗ 
tion des badiſchen Armer 
nehmen nach in Bälde vor ſich gehen. Wie man 
aue gut unterrichteter Quelle erfährt, fol das Groß⸗ 
herzogthum Poſen demſelben zunächſt als Aufent⸗ 
haltsort angewieſen werden und ein Theil der Trup⸗ 
pen in die Feſtungen, ein anderer in die gewöhnlichen 
Garniſonsplätze kommen. — Geſtern iſt die ſeit eini⸗ 
pen Wochen hier ſtationirt geweſene Batterie der fünf⸗ 
ten Artillerie⸗Brigade nach der Heimath (Großherzog⸗ 
thum Poſen) abmarſchirt. Bis zum 15. d. werden 
abermals mehrere Truppenabtheilungen nach Hauſe 
zurückkehren. So auch das 3. Bataluon des 28. Re⸗ 
giments, das gegenwärtig in Raſtatt ſteht. — Der 
Spielpächter iin Baden hat ſich, wie verlautet, mlt 
einem Geſuch an die Regierung gewandt, ihm die 
Fortdauer des Spiels während der Monate November 
und Dezember zu geſtatten und ihm fo eine Entſchaͤ⸗ 
digung für die in den Sommermonaten erlittene Ein⸗ 
buße zu geben. (O.⸗P.⸗A.⸗Z.) 

München, 8. Oktober. Bei dem heutigen Okto⸗ 
berfeſte machten die Soldaten trotz der Theilnahme 
der höchſten Herrſchaften wieder Skandal. Die Zucht 
und Disziplin iſt im baieriſchen Deere ſo gelockett, 
daß man ernſtlich eine ähnliche Kataſtrophe be⸗ 
fürchtet, wie jüngſt in Baden ſtatthatte. Die Er⸗ 
bitterung der Soldaten gegen die Bürger geht ſoweit, 
daß neulich bei einem Exerzitium im Feuer einige 
Soldaten die Gewehre mit ſcharfen Patronen und 
unter die umſtehenden Bürger abſchoſſen. Ein e der 
Zuſchauer wurde auch wirklich verwundet. 

11 eee 


Schleswig⸗Holſteinſche Angelegenheiten. 
Altona, 10. Oktober. Die Landes⸗Verwaltung in 
Flensburg treibt ihr Spiel jetzt ſogar ſo weit, daß 
man keinen Ausdruck mehr für ihr Benehmen zu finden 
weiß. Wir möchten das Verfahren derſelben zum Theil 
wohl ein lächerliches nennen. Bekanntlich bereitet man 
in Flensburg eine Adreſſe an den König von Preußen 
vor, in der die jetzigen Zuſtände des Herzogthums 
Schleswig dem Könige getreu geſchildert und derſelbe 
um Abhülfe der vielen und gerechten Beſchwerden der 
deutſchgeſinnten Bevölkerung jenes Landes gebeten wer⸗ 
den ſoll. Dieſe Meinungs’ ⸗Aeußerung ſucht nun die 
Landes Verwaltung zu unterdrücken, indem die Polizei 
eine ungemeine Thätigkeit entwickelt, um der Adreſſe 
habhaft zu werden und ſolche zu conſisciren. Di⸗ 
Adreſſe befindet ſich demnach, wie es in einem Schreis 
den aus Flensburg heißt, fortwährend vor den Händen 
der Polizei auf der Flucht.“ Deshalb iſt es uns denn 
auch nicht möglich geweſen, eine Abſchrift davon uns 
zu verſchaffen. Uebrigens ſoll dieſelbe bereits nahe an 
600 Unterſchriften erhalten haben. — Bürgermeiſter 
Balemann wied ſchon übermorgen wieder hier erwartet, 
um ſich wieder nach Berlin zu begeben. (H. C.) 
Fleusburg, 9. Oktober. Nicht ohne gewiſſe Be⸗ 
friedigung und Hoffnung iſt in unſerer Stadt die 
Nachricht aufgenommen worden, daß, ſtatt des bisher 
die Unterhandlungen in Berlin für Daͤnemark leitenden 
Kammetherrn v. Reedtz, nunmehr, wo es auf die defi⸗ 
nitiven Friedens⸗Unterhandlungen ankommt, der Baron 
v. Pechlin, ein geborener Deutſcher, an deſſen Stelle 
getreten iſt; hält man damit die kürzlich veröffentlichte 
Wählerrede des früheren Kriegsminiſters Tſcherning 
jufammen, in welcher derſelbe ziemlich offen in der 
ſchleswigſchen Frage für eine Theilung ſich ausſprach 
und dieſe allein als die günſtigſte und voecheilhafteſte 
Baſis für Dänemark und einen dauernden Frieden be⸗ 
zeichnete, To kann man wohl annehmen, daß dieſe 
Friedenabaſis, für welche ſich auch in Deutſchland und 
reſp. Schleswig⸗Holſtein die gewichtigſten und mannig⸗ 
fachſten Stimmen erheben, eine geeignete: Berificpi 
gung finden wird. ef.) 
8 d e ſterreich. ö 
N. B. Wien, II. Oktober. [Tagesbericht.] 
Erzherzog Albrecht iſt geſtern nach Prag abgereiſt, 
dagegen Erzberzog Leopold von Petersburg und Erz⸗ 
herzog Nerdinand d'Eſte don Ebenzweier hier SE 
gekommen. — Die Uniformirung det Hofteam⸗ 
ten iſt nachſtehend feſtgeſtellt worden: Blau⸗ a 
röcke mit rothen Aufſchlägen, blaue Pantalege en alla, 
graue in Campagne; Olſtinktionszelchen —.5 en Dlä⸗ 
tenklaſſen, Hüte wie bisher. — 72 anten im 
Kriegsminiſterium werden von nun 14 400 255 
werden und der geringſte Jihe⸗ e Ktlegebehstde dürfte 
gen. Dieſe Bevorzugung Br Pier pt h 
nicht ohne Reklamation del dt" Hu Minifterien 
und ſonſtigen Branchen bienemei 8 einer ae 
ten Sitzungen des blenden Anderaths wurde 
ein Regierungsdektet be wonach in Folge des 
ST an ſche Ehekonſens füe die 
Juden an kein⸗ En 2 5 die hierüber für alle 
öͤſterreichiſ⸗ er bre 8 4 dee 
1 5 Rund wurde angez 
gag 1 g der erlaubten - Super Tote ne 
ee aus der Moldan nach Wien og 
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Deputirten unangefochten nach Peſth zurck, umd'fei: Tarſus zu enefli ei aber et 
a bee für ſicher haltend, ging er de We Kun Be al U 


noch acht Tage nach der Wiederbeſetzung Peſth's von wird aus der Infel Samos gemeldet, wo die Grie⸗ 
Kg Keeper" Fe ER nee — Die chen eine vorübergehende Störung der Ruhe veranlaß⸗ 
Flucht wäre ihm damals ebenſo leicht wie vielen ſei⸗ ten. Es bedurfte des Erſcheinens des Admirals Mu⸗ 
ner Anhänger geweſen. In dem Abendziekel feines 1 mit fünf Kompagnien Soldaten; um 
Schwagers, des Grafen Karoly wurde er von einem die Ruhe wiederherzuſtellen. FR d e 

Offizier verhaftet und zuerſt in Ofen, dann in Lal⸗ — 1 

bach, ns or vun in 7 bis San le. Frankreich. 

ten Richterſpruch gefänglich gehalten. eine Per⸗ 2228 5 12 17 

ſönlichkeit war eine imponitende. Der Ausdruck ſei⸗ du 2 re 3 
nes Geſichts war nachdenkend, ernſt und düͤſter, mit Aufkendein N Fonſtagting 5 
einem Anflug von Geiſt. Er hatte blaue Augen, eine eine geſtern au beser chene Wenhutbung” über die 
Adlernaſe, eine ſehr hohe Stitn, durch den Kahlkopf heutige Sitzung der National⸗Verſammlung hat ſich 
vergrößert, einen dichten blonden Bart. Der athletiſche nur zu ſehr beſtätigt. Die Debatte über die Propo⸗ 
Körper, mit Würde getragen, gab ihm das Anſehen ſition Pelletier s auf Abschaffung des Proletariats at 
eines vollendeten Ariſtokraten, welchem fein Betragen Alles geleitet, was na N ae take, 
und feine glänzende Lebensweiſe nicht widerſprachen. — ihr zu erwarten ſtand; Tumult, Geſchrei Anelägen 
Die neueſten Nachrichten aus Peſth bringen ein neues, Drohungen, Nichts von Alle dem hat gefehlk,. 11 — 
auf Strang lautendes, aber zu Pulver und Blei ge⸗ dem Prätert, das Elend und das Proletariat 457 

mildertes und auch bereits vollzogenes Todesurtheil ſchaffen, hat die Bergpartei die ftücmifchen Dede en 
über den Feldkaplan Gonczecksky wegen Hochver⸗ der Conſſtituante wieder aufleben laſſen. Ueberraſchend 
rath. Auch zweifelt man nicht an dem Vollzuge der war es, daß Ch. Du pin, deſſen orgtoriſche Schwer 
Todesurtheile über 14 in Arad gefangen gehaltene fälligkeit ſprichwörtlich geworden iſt, heute einen allge⸗ 
ungariſche Generale; das Nähere darüber dürfte dem: meinen und unbeſtrittenen Succeß erhalten hat. Mit 
glänzendem Erfolge ſprach auch Dufaure und belde 


nächſt bekannt werden. — Die Serben im füplichen 
Ungarn überlaffen ſich aus Rache gegen die Magyaren Redner wieſen nach, wie die Ausführung der Ptopo⸗ 
fition von Pellatier, anſtatt den Leiden des Volkes ein 


den furchtbarſten Exzeſſen. Räubereien und Mordtha⸗ 
Ende zu machen, nur die Leidenſchaften auftegen und 


neue Revolutionen hervorrufen müßte. Pelletier wollte 
am Schluſſe feine Propofition zurücknehmen; die Ab⸗ 
ſtimmung erfolgte nichts deſto weniger und die Pro⸗ 
poſition wurde mit 433 Stimmen gegen 5 verworfen. 
Ein Theil der Linken enthielt ſich der Abſtimmung. — 
In der Kommiſſion zur Prüfung der römifchen Ange⸗ 
legenheit iſt es nun ſchon fo weit, daß ſelbſt die Mi⸗ 
norität ihre Oppoſition gegen das päpſtliche motupro- 
prio fallen läßt. V. Hugo iſt der Einzige, der dar⸗ 
auf beharrt, die Garantie zu reklamiren, welche das 
Gouvernement mit Recht von der papſtlichen Regierung 
zu verlangen hat. Die Maſorität hat Hrn. Thiers 
zum Berichterſtatter gewählt, — Morgen 1689. — 
Prozeß: Verhandlungen über die Junk⸗ Angeklagten in 
Verſailles beginnen. Vorher ſedoch wird der Prozeß 
Hubers verhandelt werden, des Kontumazirten vom 
15. Mai, der ſich ſelbſt der Juſtiz überliefert hat. 
Man erwartet von dieſem erſten Prozeß pikante Ent⸗ 
deckungen, die auf den zweiten viel Licht werfen koͤnn⸗ 
ten. — Nach Nachrichten aus Rom, ſcheint es bei⸗ 
nahe gewiß, daß ein großer Theil der franzöſiſchen 
Truppen nach Frankreich zurückkehren und eine Gar⸗ 
niſon von 8 — 10,000 Mann dort zurückbleiben wird. 
105 e e auf dem A ſtehen 
eſchifft zu werden, werden ihrerſeits gegen 

Mann zürücklaſſen. — Es 1 Bunt das Gee 12 
Umlauf, daß in Neapel ein Aufſtand ausgebrochen 
und der König Ferdinand ermordet ſei. Es ſoll dieſe 
Nachricht durch ein Dampfboot aus Civitavecchia am 
5. nach Toulon gebracht worden ſein, deren Garantie 
ich jedoch keinesweges zu übernehmen geneigt bin. — 
Wir haben heute hier Nachrichten aus Konſtanti⸗ 
nopel bis zum 25, September. Die Dinge ſcheinen 
dort im status quo zu verbleiben, bis die Antwoct des 
ruſſiſchen Kaiſers auf die Erklärungen Fuad⸗Effendi's 
eingehen wird. Der eine Korrefpondent ſpricht die Bes 
ſorgniß aus, daß, da der türkiſche Geſandte ohne P e 
abgereiſt iſt, er gar nicht bis Petersburg werde gelan⸗ 
gen können. Hier jedoch iſt man der Anſſcht, daß 
dieſe Formalität kein Hinderniß für Fuad⸗Effendi fein 
werde, zumal man nach Briefen vom 27. ſchon weiß, 
daß der türkiſche Geſandte ohne aufgehalten zu wer⸗ 
den bis Galizien gekommen war, und nicht anzu⸗ 
nahmen iſt, daß Rußland diffiziler fein wird als 

reich. — Die von der „Patrie“ vor einigen 
gebrachte Nachricht, daß die franzöſiſche Flotte f 
Smyrna abſegele, beſtätigt ſich nicht. — Was die 
Sendung der engliſchen Flotte nach den Dardanellen 
anbetrifft, fo reduziert ſich das auf einige Schiffe, die 
Sir Stratford Canning verlangt hat. rt 


1b. — n verſchiedenen, ſehe wichti⸗ 
gen ee Sn a eines 
e | 


Zen Währu 
überhaupt dieſe im en noch ſehr vorherr⸗ 
ſchende Valuta an, ufd, 5 Die deere er 
wohnheiten, ſo wie die Arbeitenden und Dürftigen duͤrf⸗ 
ten dabei berückſichtigt werden. Man hofft damit die 
Wiederaufnahme der Baarzahlungen bei ber Bank be⸗ 
wirken zu können, eine Anſicht, welcher die bisher noch 
wenig günftige Aufnahme des neuen Anlehens im Aus⸗ 
ande und der neuerliche Wiederaufſchwung der ftem⸗ 
den Valuten widerſprechen. — Nachdem in Tyrol 
die Interdikte und die Drohungen mit der Exkommu⸗ 
nikation von Seite der katholiſchen Geiſtlichkeit gegen 
die Pränumeranten und Leſer der „Innsbrucker Zei⸗ 
tung % des einzigen liberalen Blattes in dieſem Lande, 
nichts fruchteten, verfielen die klugen Herren Land⸗ 
pfarrer auf die Idee, einen Preis von 20 Kr. CM. 
auf jedes abgelieferte zerriſſene Exemplar dieſer Zeitung 
zu ſetzen. Die Bauern, jetzt erſt recht neugierig ge⸗ 
macht, eln Blatt zu halten, deſſen Bezug die weiſe 
Einſicht ihrer geiſtlichen Vorſtände ihnen koſtenftei 
ſicherte, leſen nun begierig den Inhalt eines jeden 
Blattes durch und tragen es dann, nachdem ſie es 
zerriſſen, in den Pfarrhof, um ſich ihren Lohn zu 
holen, der ihnen noch einen Ueberſchuß abwirft. 
M. Wien, 11. Sktober. [Haus ſuchungen. — 
Unruhen in Prag.] Die Hausſuchungen ha⸗ 
ben hier noch immer ihr Ende nicht erreicht. Kürz⸗ 
lich fand eine ſolche bei dem Vater des flüchtigen Re⸗ 
dakteurs Oskar Falke ſtatt. Der Genannte, der bei 
dem Oktober⸗Aufſtande bedeutend betheiligt ſein ſoll, 
wurde als hier anweſend bezeichnet, von der Durch⸗ 
ſuchungs⸗Kommiſſion aber nicht gefunden. — Der 
Adjutant des Präſidenten der franzöſiſchen Republik, 
Herr Perſignp, welcher geſtern wieder eine Länger 
dauernde Audienz bei dem Kaifer hatte, wird morgen 
Wien verlaſſen, und, wie man hört, ſich nach Ber⸗ 
kin begeben. — Die, Abreife des Kaiſers und des 
F. M. Radetzky, welche auf heute feſtgeſetzt war, wurde 
dis zum 13. verſchoben. — Der Kaiſer hat die Or⸗ 
ganiſirung des Handelsminiſteriums genehmigt, es han⸗ 
delt ſich nur noch um Beſetzung der neu kreirten 
Stellen. 1 hin net IE uf i 108 7 
Nachſchrift. Einer eben eingelangten tele⸗ 
graphiſchen Depeſche zu Folge ſoll in Prag Auf⸗ 
ruhr geweſen ſein, der aber bereits unter⸗ 
drückt iſt. j j 
* Wien, 11, Oktbr. a A. nik 
ſtimmung wegen der Hinrichtungen in Un: 
garn.] Sir der Rückkehr Sr. Maß. des Kaiſers fol: 
gen ſich die Konferenzen Schlag auf Schlag. Vorge⸗ 
ſtern und geſtern war der Miniſterrath zweimal unter 
Vorſitz Sr. Maj. des Kaiſers in Schönbrunn ver⸗ 
ſammelt. Der Marſchall Graf Radetzki erwartet nur 
die Schlußfonferenz über die lombardiſche Frage, um 
feine, Rückreiſe anzutreten. — Die neueſten Verurthei⸗ 
lungen in Ungarn, welche die Oppoſition in der Preſſe 
heftig tadelt, bilden das Tagesgeſpräch. Die Regie: 
rungsorgane ſetzen dieſen Angriffen mit Unrecht ein 
ſtoiſches Schweigen entgegen. — Der in Ungarn kom⸗ 
mandirende F3 M. von Hai nau hat vor der erfolg⸗ 
ten Exekutlon ſämmtliche Akten über Bathyanp's 
Verbrechen dem hiefigen Appellationsgerihte 
eingeſchickt, welches das Urtheil im ganzen Um: 
fange beftätigte, an 
n lun gagiſche Angelegenheiten.] Die Hinrich 
ung des Grafen Batthyany wird noch fortwährend 
Hagen Kreiſen lebhaft deſprochen. Niemand if der 
TR, daß dieſes Errigniß ſo leicht in dem Strom 
der Begebenheiten unter ehen könnte. Dieſe außeror⸗ 
dentliche Theinahme we 
Urthellsſpruch ſelbſt wird wohl zunächſt durch den 
N ene man "vielfältig In⸗ 
ſenüiche Spmpathlen ins rd kommen hierbei per⸗ 
abgeſehen, die an polleiſchen Glaubensgenoſſen 
zuwenden. Des 1 frühere Lebensperſode hat 
viele Scharten an feinem barakter nachgewieſen, welche 
die ſpät entwickelten, obwohl großartigen Vorzüge denn 
doch nicht mehr auszuwetzen en — Mit dem 
Erzherzog Stephan lebte 0 6 Age * vertrautem 
Sue. Er bat ſich bier, wie be bout en einen m. i | \ 
gange, arglos und ohne Tücke hingegeben, obschon erf fehen. Als der Aufſtand in jener Stadt ſich a 
mit Niemand eine ſogenannte Fteundſchafts⸗Verbindung gegen alle Franken wendete, flüchteten diefe ſich 30 6 
e e Ueber ane 15 here a Ba a nn Minden: 
ein Irrthum eines hleſigen Journa gen, n, mit Namen anne, lie eee dn T j geh 
ech wee Sade le er ſich det Peſther (gegen die feindlich Keen Capie veilchen und ges emmen. Sie beleſſſe die Kufßtöche Engumds auf 
Depuratſon anſchloß, um vom Fücſten Windiſchgrätz berweigerte die verkangte Auslieferung derſelben, wos das Geier der Mos qulto⸗Stirme, in Mittelamkeko, 
„Konzeſſtonen zu erhalten, von demſelben zurückbehalten] duech er dieſelben vor einem ſichten Lobt wottekt, denn und es hat deshalb „eln eh . 
und bethaftet' worden. Dem muß aber widerſprochen bel hereinbrechender Nacht fand er duch vie Sc en dem englich. Geſandten und dem 
werden, denn GER Vatthyany ehrte wit den andern) Auswege Mieter, mit ihnen und den Armenlern Nach Staätsſtkretse der Beraten Stuaten ſtattgefunden. 


ten nehmen dort ſchrecklich überhand. Um dieſem Un: 
füge zu ſteuern iſt das Regiment Sachſen⸗Kuiraſſiere 
von Ofen nach der Bacska und dem Banat beordert 
worden. f 
Als eines der wichtigſten Reſultate der Wiener 
Konferenzen wird die Beſtimmung angegeben, daß 
das Kronland Ungarn, an die Stelle ſeiner bis⸗ 
herigen Eintheitung in Comitate, von nun an in 
zehn Diſtrikte zerfallen werde, deren jeder ſei⸗ 
nen beſondern Provinzial⸗Landtag beſitzen ſoll, 
in welchem die Parlamentsſprache ſich nach der 
Majorität der Bevölkerung richten wird. 
(Eloyd.) 
Vom Bodenſee, 5. Oktbr. [Das k. k. öſterrei⸗ 
chiſche Truppenkorps in Vorarlberg], welches 
von der zur Zeit des Friedens nur aus einem Infan⸗ 
terie-Bataillaen beſtehenden Garniſon in Bregenz bereits 
bis auf 13,000 Mann angewachſen iſt, wird nächſtens 
um 12,000 Mann verſtarkt werden. Das Infante⸗ 
vie Regiment Schwarzenberg und das Chevauflegers⸗ 
Regiment Koburg find ſchon, aus Galizien kommend, 
auf dem Marſche nach Bregenz begriffen. Die übri⸗ 


gen, fpäter eintreffenden Ttuppentheile werden, da die 
Provinz Vorarlberg ſie Se l kann, in die 
Kreiſe Oberinnthal und Bintſchgau, Unterinnthal und 
Wippthal und in den Kreis an der Etſch bis nach 
Meran verlegt werden. In Bregenz ſelbſt, dem Sitze 
des Oberkommandos unter dem FM. Fuͤrſten Schwar⸗ 
zenberg, wimmelt es von Milltärs aller Waffengattun⸗ 
gen. Außer der übervölkerten See: und Anna⸗Kaſerne 
dienen gegenwartig die Kreishauptſchule und andere ur⸗ 
ſprünglich zu bürgerlichen Zwecken beſtimmte öffentliche 
Gebaͤude als Milltaͤrwohnungen. 

Roveredo, 6 Oktbt. Geſtern traf hier das dritte 
Bataillon der Landſäger eln, welches ſich zum Obſer⸗ 
vatlonskorps in Vorarlberg begtebt, Bis zum 25ſten 
erwartet man noch einen Durchmarſch von 12,000 
Mann, welche ebenfalls zu demſelben Korps ſtoßen 
werden. 

Mailand, 6. Oktober. Das Hauptquartier des 
Marſchalls geht in zwölf bis fünfzehn Tagen nach 
Verona, wohin auch das italienifhe Grenadier⸗Ba⸗ 
taillon Neudießer und das ſteferiſche Langendorf ver⸗ 
legt werden wird. Das Regiment Albrecht, die 
Deutſchmeiſter Mailands, marſchiren nach Vorarlberg. 
Hier bleiben böhmiſche und ungariſche Truppen und 


ue 0 g (Lloyd.) 
Osmaniſches Reich. ö 
Kouſtautinopel, 20. September, (Innere Uns 
ruhen.] Während hier Alles in geſpannter Erwar⸗ 
tung iſt, was für Wirkung die abſchlägige Antwort 
des Sultans auf das ruſſiſch⸗öſterreichiſche Verlangen 
der Auslieferung der flüchtigen Ungarn und Polen ha⸗ 
ben werde, und man ängſtlich den Tag und die 
Stunde zähle, wo darüber etwas hierher zurückverlau⸗ 
ten kann, entſtehen in manchen Theilen des Reiches 
unruhen, aus verſchledenen Quellen entſpringend, 
alle aber ein Symptom eines geſpannten Verhäͤltniſ⸗ 
ſes. In Adana ſind es die Anhänger des alten 
türkiſchen Syſtems, welche in ihrem blinden Haß ge⸗ 
gen den Geiſt der Refotm, der den Sultan befreit, 
die Franken ſowohl als die Chrlſten ee 
behandeln und ſie als die Urheber jener Reformen an⸗ 


Grenzer. 


E 5 er 
Grofbritauniem 

London, 8, Oktbr. [Brand. Zwiſt mit Ame⸗ 
rika.] Vorgeſtern Nacht und geſtern den ganzen Tag 
iſt die Eity von London durch einen großen Brand in 
ungewöhnliche Auftegung verſetzt worden. Die großen 
Wollen magazine des Hauſes Gooch und Couſins 
in Sadlers⸗Plate find, mit den daran ſtoßenden Ge⸗ 
baͤuden, ein Raub det Flammen geworden. Der Scha⸗ 
den wird auf 100,000 Pfund Stetling geſchätr. Die 
Magazine enthielten 3600 bis 4000 Ballen Wolle. 
— Nachrichten aus Newpork ſind vom 24. Sep⸗ 
tember. Zu der Verwickelung mit dem franzöͤſiſchen 
Bevollmächtigten ſſteine ernſtere Olffetenz mit 
dem britiſchen Geſandten Herren Crampton 


Halt und Provingielles. ret e . be era te 


P um 373 E 
Atdeitslokal eingegangen. Das Geſuch liegt dem Ma⸗ 
nur gegen eine Privatperſon gerichtet worden, ſo war giſtrat zur ee e e 


Breslau, 12. Oktbr. [Fünfte Sitzung des 
Schwurgerichts.] Angeklagter: Der ehemalige 
Zimmergeſelle J. G. Böhm iſt 48 Jahre alt, katho⸗ 
liſcher Religion, war bisher noch nicht in Unterſuchung. 
Die gegen ihn gerichtete Anklage lautet auf Erpreſ⸗ 
fung durch gefährliche Drohungen und unerlaubte 


auli, K. Heider, ©. Lehma nn, J. Lipmann, den Fällen fei derſelbe für nicht ſchuldig zu erachten. denen Mangel oder Ueberfluß verwendet wiſſen. Der 
Wagner, F. W. Hildebrand, W. v. Kno⸗ Ein Wohtverhaltungsatteft des Militſcher Magiſtrates 
belsdorf, W. Behrend, K. v. Schwarzenfeld, beſcheinigt dem Angeklagten feine ſtets untadelhafte 
Dem Inhalt der An⸗ Haltung gegenüber der Obrigkeit. Die Frageſtellung 


A. 
J. Alt, T. Schafhauſen. 


kein zu dieſer Aufforderung vorhanden. Es 


Gewährung der Heizungskoſten für das 


ten, betreffend die Feſtſtellung der Prinzipien für die 


möge daher das „Schuldig“ ausgeſprochen werden. Beurtheilung der Bedürfnißfrage bei Nachſuchung der 
Der Vertheidiger, Referend. Pfahl, will gerade die im 9 68 des Geſetzes vom ten Februar dieſes Jah⸗ 
Aufforderung zur Denunziation als Beweis für die res bezeichneten Gewerbe-Betriebe zerſiel in zwei Theile. 


Unſchuld ſeines Klienten angeſehen wiſſen. Entweder 


Der erſte macht die moraliſche Uunbeſcholtenheit und 


erhelle daraus, daß die inkriminirte Aeußerung wirklich genügende Sachkenntniß des Petenten zur weſentlichen 
Selſthülfe mit Gewalt an der Perſon. Das Schwur⸗ nur gegen eine Privatperſon gerichtet war; oder, daß | Bedingung, der zweite will bei Genehmigung von Ge⸗ 
90 wurde gebildet aus den Herten v. Loos, F. der Angeklagte völlig betrunken geweſen ſei. In bei⸗ werbegeſuchen, die gehörige Rückſicht auf den vorhan⸗ 


klageakte nach liegen nachſtehende Thatſachen gegen lautete folgendermaßen: 


den Inkulpaten vor. Am 12ten März dieſes Jahres 
kam derſelbe mit etwa 100 Arbeitsleuten zu dem Ober⸗ 
Inſpektor Herrche, der am Oberſchleſiſchen Bahnhofe 
eine Menge Erdarbeiter zum Theil aus den umliegen⸗ 


Iſt der Angeklagte ſchuldig am 3. November v. J. 
das Oberhaupt des Staates durch ehrenrührige 
Schmähungen beleidigt zu haben? 

Die Geſchwornen ſprechen das Schuldig aus. 


den Dörfern beſchäftigte. Der Angeklagte Böhm for⸗ Die Staatsanwaltſchaft beantragt eine monatliche Ge⸗ 


derte die Beſeitigung der auswärtigen Arbeiter und 
verlangte Beſchäftigung für ſich und feine Genoſſen. 
Als dies abgeſchlagen wurde, fol er dem Ober⸗Inſpek⸗ 
tor gedroht haben: Wenn Sie mir nicht ſofort Arbeit 
verſchaffen, fo brenne ſch Ihnen das Haus über'm 
Kopfe ab. Einer der Genoſſen Böhms nahm ihn mit 
ſich fort, worauf der Haufe nach dem Arbeitsplatze zog. 
Hier führte Böhm feine Genoſſen gegen die beſchaͤftig⸗ 
ten Arbeiter, welche ſich nach dem Bahnhof zurückzſe⸗ 
hen mußten. Dabei wurde einer derſelben verwundet, 
andere verloren ihre Arbeitskörbe, welche von den Ein⸗ 
dringlichen jedoch nicht zerſtört wurden. Angeklagter 
ſtellt feine Schuld in Abrede und will nur geäußert 
haben: Wenn wir Breslauer keine Arbeit bekommen, 
o bleibt uns nichts übrig, als den Leuten die Häuſer 
über'm Kopfe anzuzünden. Durch das Verhör der 
Zeugen Herrche, Scheidler, Puſch und Schmie⸗ 
teck wird der Hergang der Sache, wie ihn die Ans 
klageakte wiedergiebt, im Weſentlichen beſtätigt. Herr 
Staatsanwalt Korb trennt die Vergehen, auf welche 
die vorliegende Anklage ſich gründet, weiſt das Vor⸗ 
handenſein beider nach und beantragt, das „Schuldig“ 
auszuſprechen. Der Vertheidiger, Referendar Hahn, 
bestreitet, daß gefährliche Drohung vorliege, da in der 
That eriviefen fei, wie wenig Gefahr mit der vom 
Angeklagten ausgeſtoßenen Drohung verbunden war. 
Eden fo wenig könne die unerlaubte Selbſthilfe an⸗ 
genommen werden, da jene 1 auf dem Bahn: 


fängnißſtrafe; die Vertheidigung will das niedrigſte 
Strafmaaß mit 2monatlicher Gefängnißhaft feſtgehal⸗ 
ten wiſſen. Das Erkenntniß des Gerichtshofes ver⸗ 
urtheilte den Angeklagten zu 6 monatlicher Gefäng⸗ 
nißſtrafe, nebſt Verluſt der Nationalkokarde. 
Schluß der Sitzung 1 Uhr. 

In der morgigen Sitzung kommen zur Verhandlung 
die Unterſuchungen 1) wider den Schuladjuvanten R. 
Schach aus Pawellau, wegen verſuchten Auf⸗ 
ruhrs. 2) wider den Tagearbeiter H. Seidel, we⸗ 
gen Aten Diebſtahls. f 


7 Breslau, 12. Oktbr. [Polizeiliche Nacht.] 
Am 10. wurde in dem Walde bei Oswitz ein Mann 
an einem Baume erhängt gefunden, und in ihm ein 
hieſiger, ſich am 4. d. aus ſeiner Wohnung entfernter 
Haushälter erkannt. Da derſelbe an Geiſteszerrüttung 
gelitten hat, ſo wird vermuthet, daß dieſelbe Veran⸗ 
laſſung zu ſeiner Selbſtentleibung geweſen iſt. 

Am 10. d., Nachmittags, hatte ſich durch die Un⸗ 
vorſichtigkeit einer Tiſchlerfrau ein Haufen Hobelſpäne 
in einer Küche in dem Hauſe Nr. 2 in der Weiden⸗ 
ſtraße entzündet, da aber bald durch deren Mann das 
Feuer gelöſcht wurde, ſo wurde auch die, dem von 
Bindwerk erbauten, mit vielem Holzwerk angefüllten, 
Hauſe drohende Feuersgefahr beſeitigt. 

Am 7. wurde eine Sube in dem Hauſe Nr. 1 b 
der Kloſterſtraße gewaltſam erbrochen, und aus einem 
mittelſt Nachſchlüſſel geöffneten Schube ein goldner 


ſondern ein Ausffuß der Rohheit, der ſogenannten Ring mit einer Kapſel, 2 filberne Eßlöffel, eine Schachtel 


ji nicht die Folge eines falſchen Rechtsbewußtſeins, 


olksſouveränetät geweſen ſei. Den Geſchwore⸗ 
nen liege daher ob, den Inkulpaten von der vorllegen⸗ 
den Anklage zu entbinden; der Staats anwaltſchaft 
aber müſſe es vorbehalten bleiben, eine neue Anklage 
auf $ 181 der Gewerbeordnung zu gründen. Von 
den nachſtehenden Fragen: 

1) Iſt der Angeklage ſchuldig, am 12. März d. J. 
durch gefährliche Drohung von Feueranlegen, Er- 

1 reſſung von Vorthellen verſucht zu haben? 
2) Iſt er ſchuldig, unerlaubte Selbſthilfe mit Anwen⸗ 
dung von Gewalt an Perſonen verübt zu haben? 
wird die erſte durch die Geſchworenen verneint, die 


mit echten Granaten, 2 Rthl. in Kaſſen⸗Anweiſungen 
und. einige. Kleidungsſtücke entwendet. 

Am 10. wurden aus einer unverſchloſſenen und 
aufſichtslos gelaſſenen Küche, Ring Nr. 57, 4 ſilberne 
Theelöffel A 

n der Nacht vom 10. 11. wurd ittelſt 
77 Ä ein Seuſter en in Nr. 16 15 der 
neuen Weltgaſſe befindliches Verkaufs⸗Lokal, 8 ½ Du⸗ 
zend lederne neue Glacee⸗Handſchuhe, 4 Duzend bereits 
im Gebrauch geweſene Handſchuhe, lederne Taſchen 


und mehrere Pakete Leder entwendet. 
In der vergangenen Nacht wurden, mittelſt Ein⸗ 


zweite bejaht. Mit Bezug auf $ 157 Str. R. drücken einer Fenſterſcheibe aus einem Verkaufs- Lokale, 


beantragt die Staatsanwaltſchaft wegen des Vergehens 
der unerlaubten Selbſthilfe unter verſchaͤrfenden Um: 
ſtänden einer 6monatlichen Zuchthausſtrafe. Die Ver⸗ 
theidigung will, daß das höchſte Strafmaß in eine 3⸗ 
bis Ada Gefängnißhaft verwandelt werde. 
Das richterliche Erkenntniß ſpricht den Angeſchuldigten 
von dem erſten Theil der Anklage frei und verurtheilt 
denſelben wegen des zweiten Vergehens zu Gmonat⸗ 
licher Zuchthausſtrafe. f 
Der vormalige Kaufmann Ad. Richter aus Mi: 
Hefe iſt wegen Majeſtätsbeleidigung vorgeladen 
gi vor den Schranken erſchienen. Da er keinen 
ertheidiger mitgebracht hat, To wird ihm von Amts: 
wegen Referendar Pfahl aus ſolcher zugeordnet. Das 
Schwurgericht ward gebildet aus den Herren: E. 
Jüngel, W. Breuer, M. Wittig, F. v. Deb⸗ 
chütz, F. Pauli, v. Loos, Major Kasper, A. 
agner, F. W. Hildebrand, F. W. Grund, 
W. Behrend, F. Nickel. Der Anklage liegt eine 
die Perſon des Königs beleidigende Aeußerung zu 
Grunde, welche Inkulpat in einem Schankzimmer zu 
Militſch vor dem Gensd' armen Benke und mehre⸗ 
ven anderen Zeugen gethan haben ſoll. Von dem 
ensd'armen zur Mäßigung ermahnt, forderte der An⸗ 
geklagte jenen auf, ihn zu denunziren. 

n der Worunterſuchung behauptete er, die fragliche 
Acußerung nicht auf die Perſon des Königs, ſondern 
2 4 feindlichen Schleifer Namens König 

ezogen 
bleibt Angeklagter bel dieſer Ausſage ſtehen. Durch 
das Zeugenverhör werden die in der Anklageſchrift ent⸗ 
haltenen Thatſachen theilwelſe beſtätigt, doch wird auch 
dekundet, daß Angeklagter ſich in aufgeregtem, etwas 
trunkenem Zuſtande befunden habe, wie daß er mit 
dem gedachten Schlelfer in feindlichem Verhältniß ſtehe. 
Die Staatsanwaltſchaft legt ein beſonders Gewicht 


Reuſcheſtraße Nr. 23, circa 12 Flaſchen Arak geſtohlen. 

Seitens der hieſigen Stadtbau⸗Deputation werden 
vom 8. bis incl. 13. d. M. bei öffentlichen Bauten 
beſchäftigt: 28 Maurergeſellen, 12 Steinfeger, 11 Zim⸗ 
mergeſellen und 221 Tagearbeiter. 

Breslau, 12. Oktober. [Aus der geſtrigen 
Stadtverordneten⸗Verſammlung.] Vom Ma⸗ 
giſtrat erfolgt die Anzeige, daß auch der Getrei⸗ 


deverkehr, bisher auf dem Neumarkt vorherrſchend, gen 


nach der Börſe am Blücherplatz verlegt werden ſoll. 
Zum Bezirksvorſteher des Drei: Berges Bezirks wurde 
Herr Kaufmann Fuchs erwählt. Die Bürgertet:| 
tungs⸗Anſtalt, welche aus der Kommunalkaſſe ein 
zinsfreies Anlehen von 5000 Thalern unter der Be⸗ 
dingung erhalten hat, daß jährlich 1000 Thaler 
zurückgezahlt werden, ſtellt an den Magiſtrat das Ver⸗ 
langen, den erſten Termin, der im November c. ein⸗ 
tritt, noch um ein Jahr aufzuſchieben. Der Magiftrat 
beantragt, daß nur die Hälfte der Summe dem Wet: 
tungsverein fernerhin geſtundet werde. Nach einer 
ziemlich langwierigen Debatte beſchließt die Verſamm⸗ 
lung dem gedachten Vereine das geſammte Anlehen 
für das nächſte Jahr noch ungefchälert zu überlaſſen. 
Der Oberſchleſiſchen Eiſenbahndirektion fol 
auf Befürwortung des Magiſtrats zur Einrichtung 
von Gasbeleuchtung auf dem Chauſſeetraktus 
zwiſchen der Tauenzienſtraße und dem Bahnhöfe die 


haben. Auch bei der heutigen Vernehmung jährliche Beiſteuer von 200 Thlrn. bewilligt werden. 


Die Verſammiung erklärt ſich dagegen, unter Feſt⸗ 
haltung eines früheren Beſchluſſes, nach welchem die 
betreffende Entſchädigungs⸗Summe dem gegenwärtigen 
Koſtenbetrage der Deibefenchtung gleich kommen ſoll. 
— Vom National⸗ Frauenverein, der ſich die 
Aufgabe geſtellt hat, die Noch der aemen Handarbeite⸗ 


tinnen durch Vermittelung von Arbeit zu lindern, iſt ein! 


r 
| 


Antrag der Finanz⸗Deputation, die Aufforderung zur 


freiwilligen Entſagung der Steuer⸗Exemtion wieder fallen 
zu laſſen, wurde geſtern abermals vertagt. 


Theater. 


Fräulein Babnigg hat am Donnerſtag mit der 
„Donna Anna“ in Mozart's „Don Juan“ von uns 
Abſchied genommen, und ihr Gaſtſpiel mit dieſer Par⸗ 
tie in würdigſter Weiſe geſchloſſen. Ihre Auffaffung 
des Charakters der Donna neigte ſich im Ganzen zwar 
mehr dem Elegiſchen als dem Heroiſchen zu; nichts 
deſto weniger aber kam auch das Letztere zur Geltung. 
Die Sängerin hob die Momente der Leidenſchaft we⸗ 
niger durch Kraft als durch eine Intenſität des 
Tones, die wir bisher in ihrem Geſange in dieſem 
Grade noch nicht wahrgenommen hatten. Gleich das 
erſte Rezitativ und Duett mit Ottavio wurde mit 
den richtigſten Nüancen durchgeführt. Die Modula⸗ 
tionen in der Wiederholung der Schwurworte und am 
Schluſſe des Tonſtückes find von Fräulein Babnigg 
mit der zarteſten Feinheit und vollſten Wahrheit wies 
dergegeben worden. In dem /sweiten Rezitativ mit 
Ottavio, nachdem die Donna in Don Juan den 
Mörder ihres Vaters erkennt, zeichnete ſich namentlich 
der energiſche Einſatz des hohen A aus, fo wie ande⸗ 
rerſeits die darauf folgende Erzählung nicht ohne tra⸗ 


giſche Färbung war. — Am meiſten befriedigt hat uns 


das herrliche Andante im zweiten Akte (T-dur) „Ach 
grauſam ꝛc.“, das Fräulein Babbnigg mit dem tie 
fen, wehmuthsvollen Tone der Elegie vortrug, der die⸗ 
ſes Tonſtück fo charakteriſtiſch macht. — Die ſchei⸗ 


dende Gäſtin wurde zum Schluſſe ſtürmiſch gerufen und 


mit einem Regen von Blumen und Krängen überſchüttet — 


Herr Weirlstorfer fang den Ottavio und er hat 


uns mit diefer Partie einen ſſchern Boden flͤr feine 
Beurtheilung in muſikaliſcher Beziehung geboten. 
Von der dramatiſchen kann hier keine Rede fein, da 
Ottavio durchweg undramatlſch und ganz paſſiver Natur 
iſt. In erſterer Beziehung hat Herr Welxlstorfer 
Vortreffliches geleiſtet, und wir haben das Schwur⸗ 
Duett im erſten Akte lange nicht in fo edler Weiſe 
vortragen hören. Der warme Ton ſeiner Stimme, 
auf den wir ſchon einmal aufmerkſam gemacht, konnte 
ſich an dieſem Abende in den ausdrucksvollen Melo⸗ 
dien des Ottavio in vollſter Wirkſamkeit zeigen. Die 
liebliche und geſangvolle Cavatine im erſten Akte, fo 
wie die Arie im zweiten Akte (Nr. 23) wurden von 
Herrn Weixlstorfer nicht bloß kunſtgerecht, ſondern 
auch mit poetiſchem Anflug geſungen, wodurch allein 
es möglich wird die undramatiſche Figur des Ottavio 
einigermaßen intereſſant zu machen. Herr Weixlstorfer 
verſteht es den Ton zu tragen und ihm in ſchönſter 
Manier anſchwellen und abnehmen zu laſſen. Dieſen 
Vorzug haben wir in ſeinem Ottavio beſonders wahr⸗ 
genommen und je ſeltener gerade dieſer Vorzug anzu⸗ 
treffen iſt, um ſo mehr verdient er hervorgehoben zu 
werden. Der Ottavio war, wie der Theakerzettel be⸗ 
ſagte, die Antrittsrolle des Herrn Weixistorfer, und 
fo werden wie denn wohl och oft Gelegenheit Haben 
uns mit dieſem ſchätenswerchen Sänger iu ec 


* 


— — — 1 
Münſterberg. [Das hieſige könig. Schul⸗ 
lehrer-Seminarium ift am 1. Oktober feier⸗ 
lich eröffnet worden.] In dem ſchönen Muſſkſaal 
des Seminars, deſſen geſammte Einrichtung eine ebenſo 
zweckentſprechende, als raumlich befriedigende genannt 
werden muß, verſammelten ſich um 11 Uhr Vormit⸗ 


tags außer den zwei Regierungs⸗Kommiſſarien von 


Breslau und Oppeln nicht bloß ſämmtliche Benin en 
der Stadt und des Kreiſes, ſondern auch eine bedeu⸗ 
tende Anzahl von Geiſtlichen, darunter vier Superin⸗ 
tendenten, und Schullehrer. Nach dem Geſange der 
drei erſten Verſe des Liedes: „O 3 Geiſt, kehr 
bei uns ein“ unter Orgelbegleitung, , „Konfiftoriats 
Rath Wachler als Kommiffarıud sr. Onigl, Prov. 
Schul⸗Kollegii die Eröffnungs⸗ und ei iherede, in wal⸗ 
cher er Dank gegen = . Dan — d Sade 
Gnadenwege dieſer Anftal bereltwillige und mit N — 


behörden für die äußert Semi 
verbundene Föcderung der narzwecke ausſprach, 
ale den Guan, auf welchem dus Seminar Rebe an 


ſich erbaue, den 


f offnung äußerte, daß 
— — Lehrer als dene Gteeter Chriſti 
und kee Bortfegung 


nen des Königs dem Verder⸗ 
in der zweiten Beilage.) 
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Zweite Beilage zu e 239 der Breslauer Zeitung. 


Sonnabend den 13. Oktober 1849. 


(Fortſetzung.) 

ben der Zeit kräftig entgegenwirken und in der Jugend 
ein beſſeres, wahrhaft chriſtliches Geſchlecht erziehen 
würden. Die Seminariſten antworteten mit dem Ge⸗ 
lung des Pfalm 23: „Der Herr ift mein Hirt,“ woran 
Seminar⸗Deriktor Bock eine Anſprache über den Be⸗ 
euf, die Stellung und die Aufgabe des Lehrerſtandes 
knüpfte. Ein Vers aus dem Anfangs⸗Choral ſchloß 
die einfache aber würdige Feier. 

Am 2. Oktober wurden 13 Kandidaten der Theo⸗ 
logie und des Schulfaches pro reetoratu ge: 
prüft, von denen 5 die Rektoratsbefähigung zugeſpro⸗ 
chen wurde, während die Uebrigen nur als Lehrer an⸗ 
ſtellbar befunden wurden. An der Kommiſſions⸗ und 
Nachprüfung den 3. und 4. d. M. nahmen 10 pro⸗ 
viſoriſche Lehrer⸗ und Schulamts⸗Kandidaten Theil. 
Von Erſteren wurden 8 für definitiv anſtellbar erklärt, 
während 2 wieder das Zeugniß Nr. III. erhielten; von 
Letzteren wurden 3 das Zeugniß Nr. II., 4 Nr. III. 
zuerkannt, darunter 5 als tüchtig zu Organiſtenſtellen 
befunden; 2 wurden wegen gänzlich ungenügender Vor⸗ 
bildung ohne Zeugniß abgewieſen. 

Namslau. Sicherem Vernehmen zufolge iſt wider 
den Paſtor Töbe mittelſt Erkenniniſſes ns Inſtanz 


die Amts⸗Entſetzung beſtätigt und hiernach das 
betreffende Paſtorat vakant geworden. Die Stelle 
trägt etwa 500 Rtl. jährlich und erfordert einen Geiſt⸗ 
lichen, der neben der deutſchen auch der polniſchen 
Sprache mächtig iſt. — Patron iſt der Magiſtrat zu 
Namslau. (Ev. K.⸗Bl.) 


Mannigfaltiges. 


— (Wien.) Die „Wiener Zeitung“ macht nun 
amtlich bekannt: daß die Benutzung der Tele⸗ 
graphen-Linien nächſtens auch dem Privatge⸗ 
brauche überlaſſen werden würde. Sie veröffentlicht 
die Bedingungen, unter denen dies geſchehen würde, 
ſowie den Tarif, der ziemlich hoch geſtellt iſt. So 
würde z. B. eine telegraphiſche Nachricht im Umfange 
von 25 Worten von Wien bis Oderberg 6 Gul⸗ 
den Münze koſten. 


Friedrich Hecker iſt am 14. Sept. mit ſeiner Fa⸗ 
milie, in Begleitung der Herren Gritzner und Richter, 
in Newyork eingetroffen und wollte am 19. von dort 
nach ſeinem Wohnſitz in Illinois abreiſen. 


Inſerate. 


Bekanntmachung. a 
Die hieſige Dombrücke wird wegen eines nothwen⸗ 
digen Reparaturbaues derſelben vom 17. d. Mts. bis 
zum 1. November d. J. gefperrt fein, und wird da⸗ 
her in der gedachten Zeit die Communication zwiſchen 
der Sand⸗Inſel und dem Dom nur über die Vor⸗ 
Dombrücke durch die Sterngaſſe ſtattfinden. 
Breslau, den 9. Oktober 1849. 
Königliches Polizei⸗Präſidium. 


Jahrmarkts⸗ Verlegung. f 
Mit Genehmigung der königl. Regierung wird der 
nächſte, auf den 4. November angeſetzte hieſige Jahr⸗ 
markt acht Tage früher, alſo den 28. Oktober, abge⸗ 
halten werden. 
Friedland, Waldenb. Kr., den 10. Oktober 1849. 
Der Magiſtrat. 


General⸗Verſammlung 
des Schleſiſchen Central⸗Landwehr⸗Vereins „Mit Gott 
für König und Vaterland“ Sonnabend den 13. Okt., 
Abend 8 Uhr, im Maria-Magdalenäum. 


Theater⸗Nachricht. 
Sonnabend. 10te Vorſtellung des Abonnements 
von 70 Vorſtellungen. „Alleſſandro 

Stradella.“ Romantiſche Oper mit Tanz 

in 3 Akten, Muſik von Friedr. v. Flotow. 

Aleſſandro Stradella, Hr. Weixlstorfer. 
Sonntag. IIte Vorſtellung des Abonnements 

von 70 Vorſtellungen. Zum erſten Male: 

‚Glück und Talent.“ Schauſpiel in 

8 Akten von Garl Zwengfahn, Verfaffer von 

„Peter im Frack.“ 

Verlobungs⸗ Anzeige. 

Die heute vollzogene Verlobung meiner 
einzigen Tochter Selma mit dem Kaufmann 
und Gaſthof⸗Beſiger Herrn Robert Will: 
fried zu Silberberg beehre ich mich, allen 
werthen Verwandten und Freunden ergebenſt 
anzuzeigen. 

Landeshut, den 10. Oktober 1849. 

Verwittwete Kaufmann Jüttner, 
geb. Mäntler. 

Als Verlobte empfehlen ſich: 

Roſalie Schleſinger. 
Adolph Schweitzer. 
Broslawitz. — Peiskretſcham. 
Entbindungs⸗Anzeige. 

Die heute zwar ſehr ſchwere, aber glück⸗ 
liche Entbindung meiner lieben Frau Kon⸗ 
ftantia Hoffmann von einem gefunden 
Mädchen zeige id) allen Freunden und Be: 
kannten hiermit ergebenft an. 

Oels, den 11. Oktober 1849. 

Julius Hoffmann. 
Todes = Anzeige. 

Nach ſiebenmonatlichen ſchweren Leiden ver⸗ 
ſchied geſtern Abend neun Uhr unſere heiß⸗ 
geliebte, theure Mutter, Schwieger⸗ und 
Großmutter, die verwittwete Frau Berg⸗ 
Amts⸗Direktor von Klaß, geb. Gräſin du 
Claux de la Valette. 

Mit tiefbetrübten Herzen zeigen dies ſtatt 
beſonderer Meldung allen Verwandten und 
Freuden ergebenſt an: 

Albertine von Fehrentheil, 
geb. von Klaß. 

Richard von Fehrentheil, 
Pr.⸗Lieutenant im 10. Inf.⸗Regiment, 
als Schwiegerſohn. 

8 duard, 
anny, ! 

Wally, als Enkel. 

Sliſabet, ( 


Olga, 
Breslau, den 12. Oktober 1849. 


Todes⸗Anzeige. 
Das nätt jeder befonderen Meldung.) 
naß 1, Oktober Nachmittags 3% Uhr 
m Kindben, Leiden erfolgte Dabinſchei⸗ 
den an Murten der ihrer innig geliebten 
Gattin, Mutter, Schweſter und Schwieger⸗ 
tochter, der Frau Karoline, geb. Dam⸗ 


retzky verebel. Kaufmann K { 5 
mann, in dem Alter von 20 Se 
naten, zeigen mit der W ftilte Theil⸗ 
nahme für ihren tiefen, herben Schmerz er⸗ 


gebenſt an: Die Hinterbliebenen, 


Ergebene Anzeige. 

Das für — a angezeigte Comeert 
der Miss Anna van Millingen, 
Concert-Sängerin aus London, musste we- 
gen plötzlichen Unwohlseins derselben aus- 
gesetzt werden, und findet 
heute, Sonnabend d. 13. Oet., 

Abends 7 Uhr, 
(im Saale des Königs von Ungarn) 
in der bereits angegebenen Ordnung be- 
stimmt statt. 

Billets a 20 Sgr. sind in Zettlitz’s 
Hötel und in sämmtlichen Musikalienhand- 
lungen zu haben. Kassenpreis 1 Rthir, 


Wiener Elyſium. 


Heute Sonnabend 5 

Concert und Eröffnung der unterirdi⸗ 

ſchen Kegelbahn. Dieſelbe iſt 120 Fuß 
lang und zu 17 Kegeln eingerichtet. 


Altes Theater. 


Zweite Vorſtellung. 
Sonntag, den 14. Okt.: „Der Lügner 
und ſein Sohn.“ Poſſe in 1 Akt, nach 
dem Franzöſiſchen. Hierauf: „Das Aben⸗ 
teuer in der polniſchen Juden⸗ 
ſchenke.“ Vaudeville⸗Poſſe in 1 Akt, von 
Angely. 

Billets ſind in den Muſikalienhandlungen 
der Herren Bote und Bock, des Herrn 
Scheffler (vorm. Cranz), im Comtoir des 
Hotel Zettlitz, ſo wie bei dem Kaſtellan des 
alten Theaters zu haben. 

Preiſe: 

Numerirte Loge und Sperrſitz 15 Sgr. 
Parterre 10 Sgr. 
Gallerie⸗Loge 7% Sgr. 

Gallerie 5 r. 

Ludw. Aug. Wohlbeück. 
Eun oma. 
Sonnabend den 13. Oktober 
Extra⸗Vorſtellung. 


Lumpacivagabundus, 


oder: „Das lüderliche Kleeblatt.“ 
Zauberpoſſe mit Geſang in 3 Aufzg. v. Neſtroy. 
Anfang 7½ Uhr. 


— , RR Fe 
Im Verlage von Joh. Urb 5 
Breslau ſind ſoeben Aich * an Kern in 


Polterabend⸗Scherze. 


Herausgegeben von 
Johannes Kern und Mary Oſten. 
Erſtes und zweites Heft. 

8. geh. Preis 22 ½ Sgr. 


Dramatiſche Charaden 


zur Aufführung in geſelligen Zirkeln. 
Von Johannes Kern. 
Erſtes Heft. 8. Velinp. Pr. 10 Sgr. 
Leicht aufführbar, mannigfache Abwech⸗ 
ſelung darbietend, gewähren dieſe dramati⸗ 
ſchen Scherze angenehme, ſpannende Unter: 
haltung geſelligen Zirkeln. 


Homer's 


Froſch⸗ und Mäuſekrieg. 
(Batrachomyomachia.) 
Freie Uebertragung in Jamben.) 
Von Johannes Keru. 
Prachtausg. mit Holzſchn. gr. S. cart. 10 Sgr. 


Meine deutſche, franzöſiſche und eng⸗ 
liſche Leſe⸗Bibliothek, ſo wie die damit 
verbundenen Journal⸗ und Bücher⸗Leſe⸗ 
Zirkel empfehle ich zur gefälligen Benutzung. 

Wiederverleiher können größere artien 
erhalten. E. Neubourg, Eliſabetſtr. 4. 


Muſeum. 


Neu aufgeſtellt: 
Türkin mit ihren Kindern, nach dem 
Leben gemalt von C. Gretius in Berlin. 

F. Karſch. 


7 8 ” 
Für thätige Geſchäftsleute 
bietet ſich durch den Kommiffions = Verkauf 
eines überall gangbaren Artikels günſtige 
Gelegenheit zu einem bedeutenden Ver⸗ 
dienſte. Näheres unter B. u. H. poste re: 
stante in Mainz (franco), . 


Billige Eßrogim zum Einmachen bei 
M. L. May, Karlsſtr. Nr. 21, 


Der hierſelbſt verſtorbene Kaufmann Herr Iſage Zaller Cohn legirte ein Kapital 

von 10,000 Rthlr., welches beziehungsweiſe aug ee 1 Ze 3 
nebſt freier Amtswohnung einem jüdiſchen Gelehrten gewährt werden ſollen, der das 40fte 
Lebensjahr ſchon erreicht und ſeine Rabbinatsfähigkeit vor drei Rabbinatsgerichten (Besdin, 
mit denen wir wirklich fungirende Rabbiner gleichftellen zu können glauben) beſcheinigt bei⸗ 
zubringen im Stande iſt. 

Die Auswahl ſteht dem unterzeichneten Gemeinde⸗Vorſtande und 6 von demſelben be⸗ 
reits erwählten Mitgliedern, nebſt den beiden im Teſtamente benannten Erben zu. 

Es wird daher vorbehaltlich der bereits nachgeſuchten landesherrlichen Genehmigung zu 
Diefer Rabbinats- Stiftung der Wahltermin auf Montag den 10. Dezember 
d. J., V. M. 9 Uhr, hierorts im Gemeinde: Seffions- Zimmer anberaumt, 
bis wohin Befähigte in frankirter Zuſchrift an den Gemeinde⸗Vorſtand hierſelbſt unter Bei⸗ 
fügung der nöthigen Beweisſtücke ſich zu melden haben, bei weichem auch die ſonſt darauf 
bezüglichen teſtamentariſchen Beſtimmungen zu erfragen find, 

So geſchehen Glogau den 9. September 1849. x 
Der Vorſteher und die Aelteſten der hieſigen jüdischen 
Gemeinde. 

Levyſohn. Lehfeldt. Ludwig Michaelis. R. L. Oſtertag. Heimann Levy. 


Ein Kapital von 266,000 Thaler preuß. Cour. 
kann man durch Anlegung von 8 Thaler preuß. Cour. erlangen. Die Bedingungen dieſer⸗ 
halb ertheilt das Bureau von Joh. Poppe in Lübeck. r 


Neues Etabliſſement. 


Erlaube mir hiermit die ergebenſte Anzei i 
zeige zu machen, daß ich in meinem 
Hauſe Neumarkt Nr. 6, genannt zum fliegenden Adler, 25 


Rum⸗, Sprit⸗ und Liqueur⸗Fabrik 
en gros und en detail, verbunden mit einer feinen Reſtauration etablirt habe 
und mein neues Geſchäft Sonntag als den 14. d. M. eröffnen werde. Sowohl 
Geſchäftskenntniß als ſonſtige Mittel ſetzen mich in den Stand, in dieſer Branche 
ſtets das nur Möglichſte zu leiſten. Bitte meinem neuen Etabliſſement geneigte 


Beachtung zu ſchenken. | ©, Troplowitz. 
Alle Sorten Strumpfwolle, 


gewirkte wollene Kinder⸗Ueberwürfe und Mützchen empfiehlt! 
Karl Reimelt, 
Ohlauerſtraße Nr. 1, zur Kernecke. 


Coaks⸗Verkauf in der Gas⸗Anſtalt. 


Von heute ab werden die Coaks in unſerer Anſtalt zu nachſtehenden Et 
Herder Coaks pro * ae 2 Sor 6 He len Sean; 
esgl. 


leiner desgl. 
Breslau, den 26. September 1849. 
Direktorium der Gasbeleuchtungs⸗Aktien⸗Geſellſchaft. 


Sgr. 


Nachdem ich durch Vermittelung eines Pariſer Agenten in Beſitz de 
neueſten franzöſiſchen Modells in 8 und Winter-Mänteln. Bren. 
tillen, Viſites und Mantelets gelangt, habe ich von den modernſten 
Stoffen für die jetzige Salſon dieſe ſo genau kopirt, daß ich mit Zuverſicht 
vorausſetze, in Betreff der geſchmackvoll zuſammengeſetzten Garnirung wie auch 
billigſten Preisnotirung meine ſehr werthgeſchätzten Kunden befriedigen zu können. 
Ich erlaube mir daher auf dieſe, fo wie auf die allerneueſt erſchienenen Stoffe zu 
Mänteln, welche auf Verlangen in kürzeſter Zeit bei mir angefertigt werden, 
ganz ergebenſt uafmerkſam zu machen. 


A. Weisler, 


Schweidnitzer⸗ und Junkern⸗Straßen⸗Ecke Nr. 50. 


— 


Unterzeichneter macht allen Gartenfreunden 
die Anzeige, daß er bei ſeiner Durchreiſe und 
nur zweitägigem Aufenthalte hier, mit allen 
Sorten veredelten Obſtbäumen, Sträu⸗ 
chern, wie auch Harlemer und Berle⸗ 
ner Blumen⸗Zwiebeln u. Sämereien 
verſehen iſt, und bittet daher um baldigen 
Zuspruch, wegen feines kurzen Aufenthalts. 

Handels⸗Gärtner Jacob Dürr 
aus Gönningen, 
Breslau, Friedrich⸗Wilhelms⸗ Straße 5, 


£ Gaſthaus⸗Verkauf. 

Ein Gaſthaus erſter Klaſſe iſt in Ober: 
ſchleſien unter annehmbaren Bedingungen zu 
verkaufen. Näheres im Kommiſſions⸗Büreau 
von E. Berger, Biſchofsſtraße Nr. 7. 


. . 
Zu verpachten iſt Weihnachten in einer 
bedeutenden Gebirgsſtadt ein ſchöner und fehr 
beſuchter Gaſthof. Auskunft ertheilt das Kom⸗ 
miſſions⸗Büreau von 
E. Berger, Biſchofsſtraße Nr. 7. 


Steckbrief. 0 

Der unten näher bezeichnete uhrmacher J u⸗ 
lius Kraul hat ſich von hier entfernt, 
ohne daß ſein gegenwärtiger Aufenthalt zu 
ermitteln geweſen iſt. 

Es werden alle Civil⸗ und Militär: Bes 
hörden des In⸗ und Auslandes dienſtergebenſt 
erſucht, auf denſelben zu vigiliren, im Betre⸗ 
tungsfalle feſtnehmen, und mit allen bei ihm 
ſich vorfindenden Gegenſtänden und Geldern 
mittelſt Transports an die hieſige Gefängniß⸗ 
Expedition abliefern zu laſſen. Es wird die 
ungeſäumte Erſtattung der dadurch entſtande⸗ 
nen baaren Auslagen und den verehrl. Behör⸗ 
den des Auslandes eine gleiche Rechtswillfäh⸗ 
rigkeit verſichert. 

Breslau, den 10. Oktober 1849. 
Königliches Stadt⸗Gericht. Abtheilung für 
Strafſachen. 

Sig nalement des Uhrmacher Julius 
Kraul: Alter, 32 Jahre; Religion, evange⸗ 
liſch; geboren zu Breslau; Größe, 5 Fuß 5 
bis 6 Zoll; Haare, dunkelbraun; Augen, dun⸗ 
kelbraun; Augenbraunen, dunkelbraun; Kinn, 
oval; Geſichtsbildung, oval; Geſichtsfarbe, 
geſund und roth; Naſe, gewöhnlich; Mund, 
gewöhnlich; Kinnbart, dunkelbraun; Zähne, 
vollſtändig; Geſtalt, unterſetzt; Sprache, 
deutſch. Bekleidet war derſelbe mit dunkel⸗ 
grünem Reitfrack, Hoſen von Drill, einer hell⸗ 
grünen hohen Mütze von wollenem Stoff mit 
ſchwarzlackirtem Schilde. 


Bekanntmachung. 

Zur anderweitigen Vermiethung der unter 
der Mathias ⸗Baſtion befindlichen Eisgrube 
Nr. 1 auf zwei Jahr haben wir einen Ter⸗ 
min auf den 28. Oktober d. J., Bor: 
mittags 10 uhr, auf dem rathhäuslichen Für⸗ 
ſtenſaale anberaumt. 

Miethluſtige werden eingeladen, ihre Ger 
bote in denſelben abzugeben. Die Bedingun⸗ 
gen ſind in der Rathsdienerſtube ausgelegt. 

Breslau, den 6. Oktober 1849. 

Der Magiſtrat 
hieſiger Haupt⸗ und Reſidenzſtadt. 
Offener Kämmerer⸗Poſten. 

Das erledigte Amt des hieſigen Stadt⸗ 
Kämmerers ſoll baldigſt wieder beſetzt wer⸗ 
den. Die Anſtellung erfolgt auf die Dauer 
von ſechs Jahren. Der jährliche Gehalt be⸗ 
trägt 200 Rtlr. Firum ohne alle und jede 
Neben⸗Emolumente. An Kaution find 300 
Rtlr. in kourshabenden Pfandbriefen oder 
Staatsſchuldſcheinen bei der Amtsübernahme 
zu deponiren. Qualifizirte und kautionsfä⸗ 
hige Bewerber werden aufgefordert, ſich uns 
ter Einreichung ihrer Zeugniſſe ſpäteſtens bis 
zum 31. Oktober d. J. bei uns zu melden. 

Köben a/O., den 21. September 1849. 

Die Stadtverordneten. 

Auktion. Am 16. d. M. Vorm. 9 Uhr 
werde ich in Nr. 4 alte Taſchenſtraße gute 
Möbel von verſchiedenen Hölzern und diverſe 
Hausgeräthe verſteigern. } 

Mannig, Auktions⸗Kommiſſ. 


Pferde⸗Verſteigerung. \ 
Mittwoch, den 31. Oktober d. J. Vormit⸗ 
tag 9 uhr ſollen auf dem hieſigen Getreide- 
markte 14 königliche Dienſtpferde der Zten 
Abtheilung öter Artillerie-Brigade gegen gleich 
baare Bezahlung öffentlich verſteigert werden. 
Schweidnitz, den 10. Oktober 1849. 


Beyer, 
Major und Abthellungs⸗Kommandeur. 
1500 Ntlr. werden zur pupillarſichern 
Hypothek auf ein hieſiges Haus geſucht. 
Näheres im Bureau des 
E. Berger, Biſchofsſtraße Nr. 7. 


Geſtohlene Poſener Pfandbriefe. 
Am Sten d. M. ſind mir folgende drei 
3 ½ prozentige Poſener Pfandbriefe, ſammt 
den Coupons von Weihnachten 1848 ab, ge⸗ 
ſtohlen worden: 
Nr. 39/1959, Chojno, Kreis Kröben, auf 
100 Rthlr.; 


thlr. ; 
„ 67/4579, Borowo, Kreis Koſten, auf 
105 Rthlr.; 
„ 44/92, Bojanice, Kreis Frauſtadt, au 
100 Rthir. Natter 
Indem ich vor Ankauf derſelben warne, bitte 
ich, wenn ſolche vorkommen, ſie anzuhalten 
und mir davon gefällige Anzeige zu machen. 
Poſen, den 10. Oktober 1849. 
Vincent Skalski, Walliihei Nr. 62, 


Einladung. 
ermit die er⸗ 


Einem geehrten Publikum 
gebene Anzeige, daß ich die Bier: Brauerei 
und Gaſtwirthſchaft „zur gelben Marie“ 
auf der Nikolaiſtraße übernommen und heute 
eröffnet habe. Mittags und Abends wird in 
einem beſonderen Lokale warm und kalt 
Ke Durch gutes Faß⸗ und Doppel⸗ 
ſchenbier, wie auch durch gute Speiſen zu 
ef billigen Preiſen werde ich mich be⸗ 
ſtreben, die Zufriedenheit meiner geehrten 
Säfte zu erlangen, und lade zu freundlichem 
und zahlreichem Beſuche hiermit ergebenſt ein. 

nie Schwimmhammer, 

kolafſtraße in der gelben Marie. 


Echt ruſſiſchen Caravanen⸗Thee 
vom Lager Nicolai Skwarcow in e 
wovon Unterzeichnete die alleinige Niederlage 
für Schleſien haben, & zu Original⸗ 


Preifen : Stern Weigert. 


2500 


Einem ſehr geehrten Publikum die ergebene Anzeige, daß trotz des bedeutenden Waarenaufſchlages, aus beſonderer Be⸗ 
rückſichtigung in Folge meines ſehr großen Waarenbedarfs von meinen Häufern, mit denen ich durch eine lange Reihe von 
Jahren in Verbindung ſtehe, Vorzüge mir eingeräumt worden, wodurch ich vorausfegen kann bei all den auf meinem Lager 
habenden Waaren Preife ftellen zu können, womit meine ſehr werthen Kunden nicht nur beſonders billig bedient, 
ſondern auch von jedem Artikel die größte Auswahl und geſchmackvollſten Deſſins vorzulegen in den Stand geſeßzt bin. 

Nachſtehende Stoffe erlaube ich mir deshalb einem geehrten Publikum ganz vorzüglicher Berückſichtigung zu empfehlen: 

bunt ſeidene Stoffe in allen Nüancen, namentlich eine bedeutende Auswahl der eleganteſten Braut⸗ 
Roben, ferner ſchwarze Taffte, Satin Turc und ſchwarze Atlaſſe zu Mänteln — alle jetzt erſchie⸗ 
nenen einfarbigen und bunten Winterzeuge ſowohl zu Hausüberröcken und Ausgehkleidern — 
karrirte Napolitaines von den niedrigſten Preiſen an bis zur beſten Qualität — ſehr neue Muſter in 


Ball⸗R 


oben, Tarlatan, fanzöſiſche Batiſte und Barege ꝛc. — dunkle Kattune zu feſten 


Fabrikpreiſen — karrirte Doubles-Shawis in allen Farbenſtellungen — ein ganz kleines Pöſtchen 


von geſtreiften ſeidenen Kleidern a 5 ½ Thlr. 
Gleichzeitig bemerke ich noch, daß Montag den 15. und Dienſtag den 16. 


d. Mts., in den Vormittagsſtunden von 


10 bis 12 Uhr, ein ſehr großer Ausverkauf von Mouſſelin⸗de⸗Laine⸗Roben zu den allerbilligſten Preiſen ſtattfindet. 


A. Weisler, 


Schweidnitzer⸗ und Junkern⸗Straßen⸗Ecke Nr. 50. 


Ich wohne jetzt Neue Schweidnitzer Straße 
Nr. I, Iſte Etage, im Haufe der Herren 
Gebr. Bauer. Joſ. Jac. Flatau. 

Avis! 

Sollte es der Behörde und den Bewoh⸗ 
nern einer kleinen Stadt, — einem größeren 
Dominium — oder großen Landgemeinde 
wünſchenswerth und nöthig erſcheinen, einen 
zur ärztlichen, — wundärztlichen, — und ges 
burtshilflichen Praxis berechtigten Arzt zu be⸗ 
ſitzen, wobei ein ausreichendes Geſchäft vor⸗ 
ausſichtlich gefunden würde; ſo beliebe man 
dies mit den nöthigen Erklärungen verſehen, 
verſiegelt unter Adreſſe K. Z. — an Herrn 
Commiſſionair E. Berger in Breslau, Bi: 
ſchofsſtraße Nr. 7 gefälligft zu überſenden. 

Der Abſender des mit W...... unter: 
zeichneten Briefes vom 27. v. M. wird hier⸗ 
mit dringend erſucht, näherer Rückſprache 
wegen ſeinem Namen wiſſen zu laſſen. B. 

Eine Handlungs⸗Lehrlingsſtelle, ſofort an⸗ 
zutreten, weiſet nach der Waaren-⸗Senſal 

F. W. Gleis, Gartenſtraße Nr. 23. 

Mein anerkannt gutes Doppel⸗Bier ift 
von Sonntag den 14. d. M. wieder vor⸗ 
räthig, welches ich einem biertrinkenden Pu⸗ 
blikum zur Beachtung empfehle. 

W. Schreiber, 
Kupferſchmiedeſtraße in den 3 Engeln. 


Zur Tanzmuſik 
Sonntag den 14. Oktbr. ladet ergebenſt ein: 
Seiffert in Roſenthal. 
Zum Fleiſch⸗ und Wurſt⸗Ausſchieben, 
heute den 13. Oktober, ladet ergebenſt ein: 
R. Rackuff, Gaſtwirth, 
Roßplatz Nr. 1, im rothen Schlöſſel. 


0 Ein Reitpferd, 


auch zum Fahren geeignet, iſt 
fofort zu verkaufen. Näheres 
Werderſtraße Nr. 15, 2 Tr. 


Hopfen, 
in mehreren Gattungen, empfiehlt die Nieder⸗ 
lage Karlsſtraße 32 in Breslau. 


Gute Talg ⸗Seife, 


das Pf. 4½ Sgr., 10 Pf. 1 Rt. 12 ½ Sgr., 
die zweite Sorte 
das Pf. 4 Sgr., 10 Pf. 1 Rtl. 5 Sgr., 
Schwarze Seife in Stegen 
das Pf. 3 ½ Sgr., 10 Pf. für 1 Rel. 
offerirt 
S. G. Schwartz, Ohlauerſtr. Nr. 21. 
Eingeſottene 


Gebirgspreiſelbeeren 
und Schwaden 


‚ offerirt 
S. G. Schwartz, Ohlauerſtr. Nr. 21. 


Billig zu verkaufen 
iſt eine Leihbibliothek von 2000 
Bänden in gutem Zuſtande. Kataloge, 
ſo wie die nähere Auskunft ertheilt auf 
portofreie Briefe der Buchbinder Uhrner 
in Neuſtadt in O.⸗Schl. N 


5 Friſche 
Gebirgs „Tafel⸗Butter 
empfiehlt in vorzüglicher Güte: 


H. R. Leyfer, 


Schmiedebrücke Nr. 56. 


Blaubeeren 


empfing und empfiehlt zur Abnahme billigſt: 
Richard Schramm, Blücherplatz Nr. 6. 


Druck und Verlag von Grag, Barth und Com p. 


SERSISHHSTSICH Be 
® Daß ich den am biefigen Orte, 5 
A Mälzſtraße Nr. 392, belegenen 
J Gaſthof ſelbſt übernommen und 
A von heute ab mit der Firma „zum 
> weisen Adler“ benannt habe, 
3% zeige ich einem geehrten hieſigen und 
auswärtigen reiſenden Publikum 
ergebenſt an, indem ich verſpreche, 
für pünktliche und reele Bedienung 
ſtets Sorge zu tragen. 

2 Gr.⸗Glogau, 7. Oktbr. 1849. 
. nenn Graeber. 
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NN 
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7500 Riehl. werden zur 1. Hypothek ver⸗ 
langt. Näheres Riemerzeile Nr. 22, 3 St. 
En kleiner Wachtelhund, 
; weiß mit braunen Flecken und 
i Behängen, auf den Namen 
en Mylord hörend, hat ſich ver: 
. laufen, wer denſelben im Comp⸗ 
toir Herrenſtraße Nr. 20 abgiebt, erhält eine 
Belohnung. 


Neue engl. Vollheringe 
empfing und empfiehlt ſtückweiſe, in kleinen 
Gebinden und ganzen Tonnen billigft: 
H. R. Leyfer, 
Schmiedebrücke Nr. 36. 
Die erſte Sendung 


Kaſtanien 


empfingen und offeriren: 


Gebrüder Knaus, 
Kränzelmarkt Nr. 1. 

Sehr empfehlungswerthe männliche und 
weibliche Hausoffiziauten und Dienſtbo⸗ 
ten weiſet nach das conceſſ. Kommiſſions⸗ 
und Geſinde⸗Vermiethungs⸗Büreau von 

E. Berger, Biſchofsſtraße Nr. 7. 


Eine gut eingerichtete Bäckerei iſt bald 
oder zu Weihnachten zu vermiethen. Nähe⸗ 
res Altbüßer⸗Straße Nr. 22. 

Eine freundliche Stube, 
erſte Etage, vorn heraus, möblirt oder 


unmöblirt, iſt billig zu vermiethen: Nikolai: | 2 


Straße Nr. 71. Näheres in der Putzhandlung. 


Wallſtraße Nr. 8 (Exerzierplatz) iſt 
veränderungshalber die erſte Etage nebſt 
Stallung und Wagenplag bald zu beziehen. 
Näheres im hohen Parterre daſelbſt zu er⸗ 
ragen. 


mann 


Offener Poſten für einen Wirthſchafts ſchreiber b 
Tralles, Meſſergaſſe Nr. 39. 
Eine freundliche Stube, mit oder ohne Mö⸗ 
bel, iſt zu vermiethen und bald zu beziehen, 
Oder⸗Vorſtadt, Roſenthalerſtraße Nr. 4, drei 
Stiegen, Eingang links. 

Eine freundliche Wohnung, vorn heraus, 
iſt Weihnachten zu beziehen Catharinenſtraße 
Nr. 11. Näheres zu erfragen im Gewölbe 
neben der Poſt. 

Das Eckgewölbe im Hotel de Saxe iſt 
zu Neujabr durch Seidel daſ. zu vermiethen. 
Ein Fleiſcherladen 
iſt an einem ſehr gelegenen Orte zu vermie⸗ 
then und bald zu beziehen Werderſtraße 22. 

Der 2. Stock, beſtehend aus 3 Stuben 
nebſt Zubehör iſt Matthiasſtraße Nr. 20 zu 
vermiethen. — 

Taſchenſtraße Nr. 20 ſind Wohnungen zu 
vermiethen. Näheres par terre links. 

"7 König’s Hötel garni, 
Albrechtsſtraße 33, neben der Regierung, 
empfiehlt ſich einem geehrten reiſenden Pu⸗ 
blikum zur geneigten Beachtung. 
Angekommene Fremde in Zettlitz's Hotel. 

Frau Prevot und Fräulein Kochmayer a. 

Wien. General ven Sandrart aus Koblenz. 
Fräulein von Humboldt aus Ottmachau. 
Kaufmann Hecht aus Mühlhauſen. Naufs 
Meyer aus Krotoſchin. Amtsrath 
Rieiſch aus Troppau. Gutsbeſitzer von Kos 
waſchewski aus Polen. Inſpektor Werner 
aus Zduny. Konferenzrath Kraus aus Ber⸗ 
lin kommend. 

II. u. 12. Okt. Abd. 10 u. Mrg. 6 u. Nchm. 2 u. 


Barometer 272,47 271,52 272,117 


Thermometer + 52 f 5,3 + 5,6 
Windrichtung NNO NNO NRW 
Luftkreis bed. Reg. bed. Reg. bedeckt. 
Getreide⸗ Del- u. Zink⸗Preiſe. 

Breslau, 12. Oktober. 

Sorte: beste mittle geringſte 
Weizen weißer 58 Sg. 51 Sg. 44 Sg. 
en DD" „„ e 
Roggen % 
Gerſte r ' FERNE ESNZ 
er ie e 
Rother Kleeſaamen „ St, bis 114; Thlr. 

Weißer „ 5 ½ bis 1% j 


Spiritus 67/,, Gld. 

a Rüböl 15 Thir. bez. 
in 

Rapps 107. 104. 102. 

Rübfen 92%. 91. 89. 


Börsenberichte. 


Paris, 9. Oktober. 3% 55. 85. 5% 88. — 
Eiſenbahn⸗ 1 
Krakau = SOberſchleſiſche 4% 63 ½ bez., Prior, 4% 82 ½% Gl. 


5 Berlin, 11. Oktober. 
ez. 
helms⸗Nordbahn 49%, à 7 bez. und Gl. 
und Gl., Prior. 4% 93% 


Gl., Prior. 5% 102 ½ Gl., Ser. III. 5% 


Aktien: Köln? Mindner 3 ½% a % 
Gl. Friedrich Wils 
Niederſchleſiſch⸗Märkiſche 95160 84 bez. 


a % 


bez. und Gl. Niederſchleſiſch⸗Märkiſche Zweigbahn 4% — — Prior, 5 % 89 Gl. Ober: 


ſchleſiſche Litt. A. 34%, 106 Gl., Litt. B. 103 ½ Gl. — 


Geld: und Fonds⸗Courſe: 


Freiwillige Staats⸗Anleihe 5% 166 ½ Br., 105% Gl. Staats» Schuld Scheine 3 ½ % 


89%, Br., 
20: 


0 
alte 4% 


88¼ Gl. Seehandlungs⸗ Prämien ⸗ Scheine 101%, Br. Poſener Pfandbriefe 
3% % 89% Gl. Preußiſche Bank: Antheile 983%, Br. Polniſche Pfandbriefe 
— neue 4% — Polniſche Partkal⸗Obligationen u 500 Fl. 81 Gl. à 300 Fl. — 


Es zeigte ſich heute viel Kaufluſt für Fonds und Eifenbahn-Aktien und wurden auch 


größtentheils höhere Kourſe bezahlt. 
Wien, II. Oktober. 


beſonders Hamburg und franzöſiſche Plätze. 


Notiz ohne Nehmer. Silber unverändert. 5% Metal., Vormittags bis 95, n 


95% bis ½. Nordbahn 110% bis Y,. 


8 Bie Börſe in Fonds und Aktien wieder etwas feſter. 
und Deviſen ſind für Rimeſſen nach dem Auslande wieder etwas höher bezahlt, 


Gold 
worden; 
edrigter 


Mailand hingegen zu abermals 
oem 2½ Uhr 


Breslan, 12, Oktober. (Amklich.) Gelbe und Fonds- Gg gländirhe 


Nand⸗Dukaten 95% Gl. Kaiſerliche Dukaten 95 ½ Gl. 


d'or 112½ Br. 
handlungs⸗Prämien⸗Scheine 101 
Schuld Scheine per 1000 Rtl. 
96% Gld. 


Br. 


12 % 


91¾ Gl. 


Alte polniſche Pfandbriefe — 
Fl. 81%, 


Br. — Eiſenbahn-⸗ Aktien: 


Gld., Priorität 4% — — Oberſchleſiſche Litt. 


kau⸗Sberſchleſiſche 63%, Gl. 
Serie III. 100%, Gld. 
Wilhelms⸗Nordbahn 50 Br. 


Polniſches Courant 96 ½ Br. Seſterreichiſche Bank Br. 
Hera Preußifche ul 100 Br. 

x. 
Großherzoglich Poſener Pfandbriefe 4% 100 8 y, 
Schiefifche Dfandbeiefe A 1000 Nil. 3% 05 Br, Fit poiniſche Anleih 

dene 00 Swen 


Friedrichenion n 0 Be. Loui. 


Ant 
Breslauer e yu toten 34% 


Bree % Gl., Litt, B 
une 23% 3 


che 
Niederſchleſiſch⸗ Weh eich. zin, 
Neiſſe⸗Brieger 38% . Köln Mindener 04 %% Br. Friedrich⸗ 


Redakteur: NImb s. 


